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4 Oktober 2023 - Satire-Demo im Kölner Villenviertel 


HEINZ WEINHAUSEN, REDAKTION KÖLN 


Die neue drastische Zunahme von 
Obdachlosigkeit lässt sich natürlich 
nicht weglachen. Rainer Kippe zeigt 
in seinem Auftaktartikel, dass die 
Elendsexplosion einhergeht mit der 
Etablierung des Neoliberalismus, 
beginnend in den 1980er Jahren. 
Dessen lächerliche Heilsverkündung 
lautet, dass ein gnadenloser Markt 
Wohlstand für alle bringen würde. 
Allein durch die heutigen Potentiale 
digitaler Rationalisierung — aktuell 
ChatGPT - ist aber gar nicht mehr zu 
erwarten, dass Menschen durch Lohn- 
arbeit wieder ausreichend integriert 
werden könnten und sich auf diese 
Weise die brutale Ausgrenzung in Luft 


NORD- UND OSTSYRIEN 


auflöse. Weiß die Gesellschaft aber 
nicht - wie noch in den 1960er/70er 
Jahren geleistet - ausreichend bezahl- 
bare Wohnungen bereit zu stellen, 
droht die Sündenbock-Politik einer 
AfD, die die realen Abstiegsängste 
des Mittelstands für Hetze und Spal- 
tung zu nutzen weiß. Insofern zeigt 
der schwierig zu führende, aber 
unerlässliche Kampf gegen Obdach- 
losigkeit, wie den Rechtsradikalen auf 
ihrer anvisierten Reise in eine neue 
unterdrückerische Barbarei der Wind 
aus ihren Segeln genommen werden 
kann. 

Kommunen und überhaupt der 
Staat sind demnach unter Druck zu 
setzen, den neoliberalen Wohnungs- 
markt unter anderem wieder durch 


FEBRUAR 2024 


eigene, sozial aufgestellte Wohnungs- 
gesellschaften zu entschärfen. 
Deutschland muss nicht kriegs-, 
sondern wohntüchtig werden. Geld ist 
wie immer genug da, wenn es nur den 
Millionär*innen und Milliardär*innen 
wieder genommen würde. 
Andererseits braucht es Soforthil- 
fe. Kommunale wie private Häuser 
bleiben ungenutzt, anstatt sie für 
Menschen von der Straße zu öffnen. 
Proteste und Hausbesetzungen legen 
hier den Finger in die Wunde, teils 
retten sie sogar Wohnraum. Anderer- 
seits gab und gibt es viele Beispiele, 
wie Selbsthilfe und Genossenschaften 
mit Muskelhypothek - unterstützt mit 
privaten oder öffentlichem Baugeld- 
zuschüssen - Altbestände wieder flott 


www.contraste.org 


machen oder gar neu bauen. Eini- 
ge davon werden im Schwerpunkt 
vorgestellt. Aus der Verknüpfung 
von Selbsthilfe mit hartnäckigem 
Protest samt konkreten Forderungen 
an die öffentliche Hand ergibt sich 
eine brodelnde Gemengelage zur 
Überwindung von Wohnungsnot und 
Obdachlosigkeit. 

Dass die wohnungslosen Menschen 
nicht nur in die Kälte geschickt 
werden, sondern darüber hinaus 
kriminalisiert und in Gefängnisse 
gesperrt werden, zeigt Klaus Jünsch- 
ke in seinem Buch »Gefangen & 
Obdachlos« auf. Hierin lässt er nach 
einer Einordnung der Misere Betroffe- 
ne selbst zu Wort kommen. Das geht 
unter die Haut. Eine Rezension von 


Foto: Helmut Nick 


Blecki aus der JVA Siegburg unter- 
streicht dies. Dass Nothilfe nicht nur 
bürokratisch verwaltend, sondern 
durchaus menschenwürdig gestal- 
tet werden kann, zeigen die vielen 
Suppenküchen von Ehrenamtlichen. 
Und dass Notübernachtungen auch 
freundlich, gar herzlich sein können, 
berichtet Anastasia Hilliger über die 
langjährige »Kältebrücke« im Berliner 
Mehringhof. Das bringt es wohl 
auf den Punkt: Freundlichkeit und 
menschenwürdige Unterstützung von 
Ausgegrenzten aller Couleur, ande- 
rerseits eine laute Sprache und klare 
Forderungen an die Politik und die 
Verwaltung. 


Schwerpunkt auf den Seiten 9bis 12 


Selbstverwaltung kritisiert internationales Schweigen 


Die Angriffe der Türkei auf die selbstver- 
walteten Gebiete in Nord- und Ostsyrien 
gehen unvermindert weiter. Dabei wird 
gezielt zivile Infrastruktur zerstört, was 
das Leben der Menschen vor Ort deut- 
lich erschwert und die humanitäre Krise 
noch verschärft. Die Türkei beruft sich 
nach Angriffen der PKK, dieangeblich iin 
Nord- und Ostsyrien vorbereitet wurden, 
auf das Recht zur Selbstverteidigung. Die 
Demokratische Selbstverwaltung wider- 
spricht dem vehement, doch diese Stim- 
men finden kaum Gehör. 


REGINE BEYSS, REDAKTION KASSEL 


Allein zwischen dem 12. und 15. 
Januar hat die türkische Armee nach 
Angaben der Demokratischen Selbst- 
verwaltung über 30 Orte in Nord- 
und Ostsyrien aus der Luft angegrif- 
fen. Kraftwerke, zivile Fabriken und 
Warenlager wurden getroffen. Khaled 
Davrisch, Repräsentant der Selbstver- 
waltung in Deutschland kommentiert: 
»Anders als in der Berichterstattung 
dargestellt, zielt die Türkei nicht auf 
militärische Stellungen. Sie greift 
gezielt zivile Infrastruktur an. Die 
Region ist bereits jetzt in einer huma- 
nitären Krise.« Viele der getroffenen 


Ziele, insbesondere im Bereich der 
Energieversorgung, seien bereits bei 
vorherigen Luftangriffen der Türkei 
im Oktober und Dezember beschädigt 
und erst vor kurzem wieder repariert 
worden. 

Die Generaldirektion Europäischer 
Katastrophenschutz und humanitäre 
Hilfe der Europäischen Kommission 
hat in einem Bericht die Lage in Nord- 
und Ostsyrien nach den türkischen 
Angriffen so zusammengefasst: Die 
Treibstoffproduktion und -verteilung 
ist unterbrochen, die meisten Strom- 
und Umspannwerke sind außer 


Betrieb, die Wasserstation Alouk ist 
vollständig vom Netz abgeschnitten, 
eine Million Menschen in elf Städten, 
2.750 Dörfern und 1.900 Schulen sind 
ohne Strom und mehr als 600.000 
Binnenvertriebene sind bald ohne 
Brennstoff zum Kochen und Heizen. 

In allen größeren Städten der Regi- 
on gehen Menschen auf die Straße, 
um gegen die Angriffe der Türkei 
zu protestieren, berichtet das Roja- 
va Information Center. Der Syrische 
Demokratische Rat (SDC) erklärt: 
»Diese Angriffe sind eine eklatan- 
te Verletzung des Völkerrechts und 


eine ernsthafte Bedrohung für Frieden 
und Sicherheit in der Region.« Dass 
die internationale Gemeinschaft zu 
diesen Angriffen schweigt, sei eine 
schwerwiegende Vernachlässigung 
menschlicher Werte und grundlegen- 
der Prinzipien von Gerechtigkeit und 
Menschenrechten. 


Links: 

Vertretung der Demokratischen Selbstverwal- 
tung der Region Nord- und Ostsyrien in Deutsch- 
land: https://nordundostsyrien.de 


https://rojavainformationcenter.org 
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Du willst regelmäßig Infos aus unserer Re- 
daktion? Kein Problem. Trag dich einfach 
in unseren neuen Newsletter ein und wir 
informieren dich jeden Monat über aktuel- 
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contraste abonnieren! 


Standard-Abo (Print oder PDF) zu 45 Euro jährlich 
(51 Euro bei Lieferung ins europäische Ausland) 


Kombi-Abo (Print+PDF) zu 60 Euro jährlich 


Kollektiv-Abo (fünf Exemplare) zu 100 Euro jährlich 


Fördermitgliedschaft mind. 70 Euro jährlich, für juristische Personen (Betriebe, 


Vereine, usw.) mind. 160 Euro jährlich 


Eine Fördermitgliedschaft bedeutet, contraste finanziell zu unterstützen. Daraus 


resultieren keine weiteren Verpflichtungen. 


Der Förderbetrag kann steuerlich geltend gemacht werden. 


Bestellen unter abDOS@contraste.org 


»AKTION 2024« 


Liebe Leserxinnen, 


es stimmt hoffnungsvoll, dass so viele Menschen 
gegen rechts auf die Straße gehen. Immerhin 
darin scheinen sich gerade alle einig zu sein: 
Die Pläne, die von dem geheimen Treffen der 
extremen Rechten in Potsdam bekannt wurden, 
dürfen niemals Realität werden. Und vielleicht 
führen der Schock und das Entsetzen über die 
menschenverachtenden Vertreibungspläne ja 
sogar dazu, dass sich noch mehr Menschen aktiv 
und längerfristig engagieren. Auch wenn die 
Demonstrationen ein wichtiges Signal senden, 
sind sie noch nicht die Antwort auf die vielen 
Herausforderungen, vor denen wir stehen - vor 
allem, wenn Regierungspolitiker*innen gleich- 
zeitig Gesetze verabschieden, die Grundrechte 
von Geflüchteten einschränken und Seenotret- 
tung kriminalisieren. 


Spenden für CONTRASTE 


CONTRASTE-WINTERPLENUM 
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‚Intro... 


| Liebe Leserinnen und Leser, 
| in der letzten Ausgabe berichteten 
wir positives zum Anlaufen der 
CONTRASTE-Aktion. Leider sıuag- 
| niert die Kreditaktion seitdem. 
| Letzter Stand der Aktion (25.10.): 
\ 8.200 0M 
| Zur Zeit benötigen wir noch weite- 
| re 15.000 DM an Krediten für die 
| Zwischenfinanzierung. Mehr darö- 
‚ber auf der letzten Seite. 
Schwierigkeiten zeichnen sich bei 
den Aboverlängerungen ab, die 
nach einem CONTRASTEJahr an- 
| stehen. Um unnötige Bürokratie 
| zu vermeiden, folgender Aufruf 
| an alle schon Abonnierten: 


Quelle: CONTRASTE Archiv 


PLENIEREN IM JUBELJAHR 


REDAKTION KÖLN 


Im 40. Jahr ihres Bestehens hat sich die CONTRAS- 
TE-Redaktion online zum Winterplenum getroffen. 
Dabei waren Regine und Eva aus Kassel, Ariane 
und Heinz aus Köln, Peter aus Stuttgart, Burg- 
hard aus Freiburg, Brigitte aus Graz und Hans 
aus Klagenfurt. Als Gast begrüßten wir Menso aus 
Bonn. Kaum zu glauben: Unsere Zeitung wird im 
Oktober 40 Jahre alt. Dazu wollen wir eine Jubi- 
läumsausgabe herausbringen. Dafür werden wir 
auch im Archiv stöbern und euch einige historisch 
interessante Artikel präsentieren. 

Unsere Abo-Kampagne war mit 71 neuen 
Abonnent*innen erfolgreich, auch wenn wir 
unser erhofftes Ziel nicht erreicht haben. Nach 
Abzug der Kündigungen verbleiben uns 41 
zusätzliche Abos. Danke dafür, das hat uns 
vorangebracht! Trotzdem bleibt unsere finan- 
zielle Situation weiter angespannt. 

Die Schwerpunktplanung war erfreulich: Bis 
Ende des Jahres sind alle Ausgaben »verge- 
ben«. Folgende Themen sind dabei: Letzte 
Lebensphase in Gemeinschaft(en), Festung 


Europa und Verkehrswende. Näheres findet 
ihr auf der CONTRASTE-Webseite. Bei unseren 
Kolumnen haben wir einen Wechsel überlegt. 
Statt zum Thema Klimagerechtigkeit unseres 
Autors Tom Zeder wird Menso zweimonatlich 
verbreitete Konflikte in Wohnprojekten und 
Lösungsbeispiele darstellen. Nicht wundern: 
Ab März findet ihr eine kleine Wundertüte in 
der CONTRASTE. Unsere Webseite haben wir 
noch datenschutzfreundlicher gestaltet. Wir 
verwenden keine Cookies und speichern Daten 
nur im unbedingt notwendigen Umfang. Dass 
wir sie nicht weitergeben, ist selbstverständlich. 
Der Umstieg von X auf Mastodon im letzten 
Jahr war ein weiterer Schritt in diese Richtung. 

Unser Sommerplenum findet diesmal in 
Österreich statt, im feministischen Projekt 
»GemSe« nahe Villach. Wir tagen vom 29. Juni 
bis 1. Juli. Interessierte Leser*innen sind herz- 
lich eingeladen. Am Montagvormittag findet die 
Mitgliederversammlung des CGONTRASTE-Ver- 
eins statt. 


Mitmacher»innen gesucht! 


CONTRASTE ist immer auf der Suche nach Menschen, die sich vorstellen können, regelmäßig Artikel zu schreiben, 
zu redigieren oder einzelne Seiten und/oder Schwerpunkte zu planen. 


Wir freuen uns auch über neue feste Redaktionsmitglieder, die bestimmte Themen betreuen möchten, etwa 
Klimagerechtigkeit oder Degrowth. Das muss nicht unbedingt bedeuten, selbst zu schreiben, sondern vielmehr 
im Blick zu haben, welche aktuellen, berichtenswerten Themen oder Ereignisse anstehen und wer für Beiträge 


angefragt werden könnte. 


Arbeit für CONTRASTE ist ehrenamtlich, bietet aber die Möglichkeit, Informationen über interessante Projekte zu 
verbreiten, kritische Diskussionen anzuregen und journalistische Erfahrung zu sammeln. Wir treffen uns zwei Mal 
pro Jahr zu gemeinsamen Plena und kommunizieren ansonsten per Mail und Telefon. 


Bei Interesse meldet euch gern einfach unter: info@contraste.org 


Gemeinsam geht mehr 


Doch die gute Nachricht ist: Wir selbst sind 
die Antwort. Nicht allein, nicht jede*r für sich 
- sondern gemeinsam. Wenn wir nach einem 
guten Leben für alle streben, die Politik entspre- 
chend unter Druck setzen und zusammen soli- 
darische Strukturen aufbauen, dann braucht es 
keine »Sündenböcke« mehr. 

Ein Song der Rapper von K.l.Z. findet dafür 
schöne Worte. Da heißt es zum Beispiel ganz 
selbstverständlich: »Wieso soll ich dir was 
wegnehmen, wenn wir alles teilen?« So einfach 
wie logisch. Der Song malt das Bild einer 
Zukunft, in der drei Stunden Arbeit pro Tag 
reichen und niemand mehr auf Parkbänken 
schlafen muss (passend zu unserem Schwer- 
punkt). »Hurra, diese Welt geht unter / auf den 
Trümmern das Paradies.« Es wäre doch schön, 
wenn wir diesen Übergang ganz ohne Katastro- 
phe vollziehen könnten. 


Das Zeitungsprojekt CONTRASTE benötigt noch 6.763 Euro. 


. .....".—”..—. .. ee“ar„“.e.:"EeaAaARreBrr8e 866806008061 00:1. .-—.6.:..ä. . m” m..." e, 60: 0861 00): 0 .: 0 1 e.: oo 


CONTRASTE E.V. 


Dafür setzt sich CONTRASTE ein und berich- 
tet auch in dieser Ausgabe wieder über Projekte 
und Menschen, die im Hier und Jetzt schon eine 
andere Welt aufbauen. Im letzten Monat erreichten 
uns Spenden in Höhe von 586 Euro. Vielen Dank! 
Außerdem können wir neun neue Abonnent“*innen 
sowie ein neues Fördermitglied begrüßen. Demge- 
genüber stehen drei Kündigungen. Unser Schnup- 
perabo steht ebenfalls hoch im Kurs, zu den 13 
Schnupperabos, die unser Leser Gottfried Tonhau- 
ser-Kausch verteilt hat, kamen sieben weitere hinzu. 

Zuwendungen und Fördermitgliedschaften sind 
steuerlich absetzbar. Gerne würdigen wir unsere 
Spender*innen durch Namensnennung. Schreibt 
dazu bitte im Verwendungszweck »Name ja« oder 
sendet eine E-Mail an abos@contraste.org. 


Aus der CONTRASTE-Redaktion grüßt 
Regine Beyß 


24,86 % finanziert 


IBAN DE41 5519 0000 0231 7600 18 


2.237 Euro Spenden 


Wir danken den 
Spenderzinnen 


S.H.&B. 55,00 
M.-R.F. 20,00 
L.R.&K.A. 9,00 
Stefan Groll 100,00 
Gerhard Zissel 80,00 
Andreas Hammer 100,00 
B.R. 19,00 
Thorsten Lingmann 100,00 
L.C.&M.L. 8,00 
G.G. 10,00 
R.E. 30,00 
S.l. 55,00 


IN DIESER AUSGABE WURDEN DIE FARBSEITEN 
10 BIS 12 EXTERN FINANZIERT. 


Spendenticker » Aktion 2024 « 


6.763 Euro fehlen noch 
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BÄUER+INNENPROTESTE — EINE EINORDNUNG 


Gemeinsam das neoliberale Narrativ überwinden 


4 Fürchten um ihre Zukunft: Bäuer+innen bei Protesten am 15. Januar in Berlin 


Die Proteste der Landwirt»innen waren 
im Januar ein großes Thema - und 
boten unterschiedlichen Akteuren 
eine Bühne. Unsere Autorin greift in 
ihrem Beitrag einige Mythen rund um 
die gestrichenen Agrarsubventionen 
auf und schafft mehr Klarheit darü- 
ber, an welchen Stellen derzeit unse- 
re Aufmerksamkeit und Solidarität 
gefragt ist. 


ANASTASIA HILLIGER, BAD KREUZNACH 


Mythos 1: Die Proteste der Land- 
wirt*innen schaden dem Klima, 
weil die Streichung der Agrar-Sub- 
ventionen Emissionen einspart. 


»Von dieser Streichung gehen kurzfris- 
tig keine oder nur geringfügige klima- 
schonende Effekte aus, da es wenige 
Antriebssysteme mit anderen Energie- 
trägern gibt«, sagt Sebastian Lakner, 
Professor für Agrarökonomie der 
Agrar- und Umweltwissenschaftlichen 
Fakultät an der Universität Rostock. 
Dass die Streichungen zukünftig 
einen Anreiz für die Einsparung von 
Diesel in der Landwirtschaft setzen 
könnten, bleibt ein Wunschdenken, 
solange die Bundesregierung nicht 
endlich Rahmenbedingungen setzt, 
die Planungssicherheit garantieren 
und eine faire, das heißt flächenun- 
abhängige Finanzierung ermöglichen. 
Die kleinen ökologischen Betriebe 
müssen endlich begünstigt werden. 
Außerdem ist es Aufgabe der Politik, 
Anreize für alternative Antriebssyste- 
me zu bieten. Klar ist, dass Deutsch- 
land mit 37,5 Milliarden Euro in Euro- 
pa das subventionsstärkste Land für 
fossile Energieträger ist. Das zeigen 
die Zahlen vom Katapult-Magazin 
aus dem Jahr 2020. Einsparungen auf 
einen einzigen Sektor abzuwälzen, 
verärgert die betroffenen Bäuer*in- 
nen zurecht. Auch die Klimagerech- 
tigkeitsbewegung fordert seit Jahren 
die Weichenstellung zu einer sozialge- 
rechten Transformation. Das Prinzip 
»wachse oder weiche«, wie es durch 
die Union und die FDP jahrzehnte- 
lang forciert wurde, ist ein Übel, das 
sowohl durch die Proteste der Land- 
wirtschaft als auch durch die Klimage- 
rechtigkeitsbewegung adressiert wird. 
Die große Gemeinsamkeit, nämlich 
das neoliberale Narrativ zu überwin- 
den und die Umverteilung von Vermö- 
gen über angemessene Besteuerungen 


zu regeln, ist die Grundvoraussetzung 
für langfristige Veränderung hin zu 
einer krisenresilienten Gesellschaft 
und Klimaschutz, der nicht nur auf 
dem Papier funktioniert. 


Mythos 2: Die Bundesregierung 
setzt Kliimaschutzmaßnahmen auch 
in der Landwirtschaft durch. 


Natürlich gehört der Sektor der 
Landwirtschaft zu den Treibern des 
Klimawandels und muss sich auf 
große und unbequeme Veränderun- 
gen einstellen. Eine Forsa-Umfrage 
aus dem Jahr 2019 zeigt allerdings, 
dass 87 Prozent der landwirtschaft- 
lichen Betriebe bereit sind, höhere 
Umweltstandards zu erfüllen. Warum 
aber sträubt man sich nun so gegen 
diese vermeintlich ersten Schritte? 
Zunächst einmal ist es wichtig, den 
Hintergrund des Beschlusses zu 
beachten: Die Streichung der Agrar- 
subventionen begründete sich nicht 
auf dem Ziel des Koalitionsvertrags, 
klimaschädliche Subventionen zu 
streichen. Faktisch war es das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts im 
November 2023, nach einer Klage 
der Union, das den Sonderhaushalt 
von 60 Milliarden Euro, der 2021 für 
Coronahilfen vorgesehen war und 
2022 nachträglich in den Klima- und 
Transformationsfond umgewidmet 
wurde, für rechtswidrig erklärte. 
Dass die äußerst kurzfristig beschlos- 
senen Maßnahmen dem Klimaschutz 
dienen, ist ein Trugschluss. Sie 
dienten schlichtweg dem Ziel, das 
entstandene Haushaltsloch 2024 zu 
schließen. Im Umkehrschluss bedeu- 
tet das aber nicht, dass Maßnahmen 
zur Einsparung von Emissionen in der 
Landwirtschaft verfrüht angegangen 
worden wären. Im Gegenteil. Viel- 
mehr zeigt sich hier, wie sehr die 
klimagerechte Agrarwende von der 
Politik, trotz vielfältiger Warnun- 
gen aus der Wissenschaft und durch 
zivilgesellschaftliche Organisationen, 
verschlafen wurde. Auch wird deut- 
lich, inwieweit die Agrarindustrie, die 
nicht mit den vielen landwirtschaftli- 
chen Betrieben gleichgesetzt werden 
kann, durch aggressive Lobbyarbeit 
den Trend weg von bäuerlich geführ- 
ten Betrieben hin zu massenindus- 
trieller Fabrikation verschoben hat. 
»Agrarpolitik muss dem Gemeinwohl 
dienen, nicht den Interessen weni- 


ger Großbetriebe und jenen, die an 
der hochintensiven Landwirtschaft 
mitverdienen, wie die Hersteller von 
Pestiziden«, erklärt NABU-Präsident 
Olaf Tschimpke. An dieser Situation 
ist auch der Deutsche Bauernverband, 
der an vorderster Stelle für die aktuel- 
len Proteste mobilisierte, nicht unbe- 
teiligt gewesen. »Allein DBV-Präsident 
Joachim Rukwied bekleidet derzeit 
mindestens 18 relevante Funktionen, 
darunter in den Aufsichtsräten der 
BayWa AG, Südzucker AG sowie der 
R+V Allgemeine Versicherung AG. 
(...) Wie der Spitzenvertreter des 
Bauernverbandes die unternehme- 
rischen Ziele der Agrar- und Ernäh- 
rungswirtschaft mit den Interessen der 
Landwirte in Einklang bringen will, 
ist schleierhaft«, so Tschimpke. Wo 
sind hier also Grenzen zu setzen? Laut 
Forsa-Umfrage fühlt sich die Mehrheit 
der befragten Landwirt*innen eher 
bzw. sehr schlecht vom Deutschen 
Bauernverband (DBV) gegenüber der 
Politik vertreten. Dieses Bild könnte 
sich nun potenziell in eine gefährliche 
Richtung verschieben. Das entstan- 
dene Gefühl von Selbstwirksamkeit 
ist trügerisch. Bevor man nicht ernst- 
haft über Verteilungsgerechtigkeit 
und Transparenz im Lobbyismus 
gesprochen hat, ist rein gar nichts 
gewonnen. Die Schere zwischen Arm 
und Reich, zwischen Privileg und 
Diskriminierung bleibt auch dann 
weit geöffnet, wenn die vorüberge- 
hende Mehrbelastung ausgesetzt bzw. 
vertagt ist. 


Mythos 3: Die Bäuer*innenproteste 
fördern Rechtspopulismus per se. 


Landwirt*innen sind alles andere als 
eine homogene Masse. Das Potenti- 
al für rechte Instrumentalisierung, 
zum Beispiel von der AfD, ist unbe- 
stritten gegeben. Gleichzeitig darf 
nicht vergessen werden, dass es 
mehr als diesen einen Protest gibt. 
Am 20. Januar protestierte das »Wir 
haben es satt!«-Bündnis zum 14. Mal 
in Berlin. Seit 2011 tritt das breite 
Bündnis traditionell im Januar zur 
»Grünen Woche« dort auf, um gegen 
den schädlichen Einfluss der Agrar- 
industrie zu demonstrieren. Seite 
an Seite und das mit Erfolg. Über 
35.000 Bäuer*innen sind dort vertre- 
ten durch 65 Organisationen aus der 
Landwirtschaft. Auch Organisatio- 


Foto: Privat 


nen wie Greenpeace, Klimaallianz 
Deutschland, Deutsche Umwelthil- 
fe und BUNDjugend schließen sich 
der Bewegung an, die zunehmende 
Expertise entwickelt. »Wir kennen 
die Probleme der bäuerlichen Betrie- 
be und nehmen ihren Protest ernst«, 
sagt Inka Lange, Sprecherin des Bünd- 
nisses, im Gespräch mit CONTRASTE. 
Gleichzeitig sei es dem Bündnis wich- 
tig, sich in der Art und Weise von den 
Aktionen des Bauernverbands abzu- 
grenzen. »Wir setzen ein klares State- 
ment gegen Rassismus und kümmern 
uns vor Ort aktiv darum, dass Fahnen, 
Parolen und Symbole keine Bühne 
haben. Wir investieren über das ganze 
Jahr viel Energie, um den Dialog 
zwischen Klimaschutzbewegungen 
und den Höfen herzustellen, und wir 
sorgen für Plattformen, über die man 
sich fundiert informieren kann.« Auch 
die junge Arbeitsgemeinschaft bäuer- 
licher Landwirtschaft (jabl) zeigt, wie 
es gehen kann. Der Verband machte 
nicht nur öffentlich klar, dass Klima- 
schutz eine indiskutable Aufgabe sei; 
in einem Video-Statement setzte man 
sich auch gegen Rechtspopulismus 
zur Wehr und erarbeitete ein Argu- 
mentationstraining gegen Demokra- 
tiefeindlichkeit. 

Die Initiative »Grüne Gewerke« 
innerhalb der Basisgewerkschaft 
FAU warnte vor den Akteur*innen, 
die den Protest der Bäuerinnen in 
einen rechten Aufstand zum Sturz 
der Ampelregierung verwandeln 
wollen: Mit einem Wahlsieg der AfD 
stünde nicht weniger, sondern mehr 
Existenznot ins Haus. So fordert 
die Partei in ihrem Grundsatzpro- 
gramm für die Landwirtschaft zum 
Beispiel »mehr Wettbewerb, weniger 
Subventionen« und will die EU-Ag- 
rar-Subventionen ganz zurückfah- 
ren. »Ein Kampf um die Zukunft der 
landwirtschaftlichen Betriebe kann 
nur gleichzeitig mit einem Kampf 
um bessere Arbeitsbedingungen in 
unserer Branche geführt werden«, so 
die Gewerkschafter*innen. 


Link zum » 6-Punkte-Plan für die sozial-gerechte 
Agrarwende und gutes Essen für alle « von » Wir 
haben es satt!«: 


https://kurzelinks.de/erxz 


Grüne Gewerke/FAU: 


https://gruene-gewerke.fau.org 


CONTRASTE3 


NACHRICHTEN 


MELDUNGEN 


Kollektive 
Aufbruchstimmung 


Hunderte Kollektive in Deutsch- 
land wollen ganz anders: Anders 
arbeiten, anders wirtschaften, 
anders leben. Sie stellen sich dem 
marktwirtschaftlichen Wachs- 
tumswahn entgegen, suchen 
hier und heute eine Alternative 
im Kleinen wie im Großen aufzu- 
bauen. Ihre Stärke: auf gleicher 
Augenhöhe miteinander sinnvoll 
produzieren und dienstleisten. 
Ihre Schwäche: geringe Vernet- 
zung bei meist heikler Kassen- 
lage. Es braucht bundesweit ein 
Zusammenwachsen mit gegen- 
seitiger Unterstützung, Wissens- 
transfer, Produktplattformen, 
Perspektiventwicklung und mehr. 

Beim letztjährigen Vernet- 
zungstreffen in Lübeck visierten 
40 teilnehmende Kollektive eine 
verbesserte Zusammenarbeit 
und die Gründung eines Dach- 
verbandes an. Für Ende Mai 
diesen Jahres rufen sie nun zu 
einer großen Zusammenkunft 
der Kollektive in der Nähe von 
Kassel auf. 

Wir von der Vorbereitungs- 
gruppe mussten feststellen, dass 
für eine Tagung dieser Art kaum 
Fördergelder zur Verfügung 
stehen. Nun wird es für viele Teil- 
nehmende schwer, die finanzielle 
Hürde zu nehmen. So bitten wir 
alle Freund*innen von Selbst- 
verwaltung, unser Projekt der 
Kollektivvernetzung durch eine 
Spende zu unterstützen. 

Das Spendenziel sind mindes- 
tens 5.000 Euro. Gemeinsam sind 
wir stärker. 


Spendenkonto: 


Projekt-Lebensbogen e.V. 


IBAN: 
DE98 4306 0967 4087 0764 00 


BIC: 
GENODEM1GLS 


Verwendungszweck: 
»Spende für Kollektivvernetzung« 


(Spendenbescheinigung auf Anfrage) 


Kontakt: 


kollektivvernetzung@kollektivliste.org 


CONTRASTE-Ausgabe zum Vernetzungstref- 
fen 2023: https://kurzelinks.de/qd5a 


ANZEIGE 


graswurzel 
revolution 


AUFRUF ZUM 
ZWEIT-ABO 


Sie als Leser:in 

der „contraste” kennen 

das Problem vieler 
unabhängiger Publikationen: 
Wir brauchen Abos, um 

das Erscheinen 

weiter sicherzustellen. 


Seit 1972 erscheint die 


graswurzelrevolution und 
kommentiert die aktuelle 
Politik und Kultur aus 
gewaltfrei-anarchistischer 
Sicht. 


Unser Titelthema der 
Ausgabe 486 im Februar 2024 
ist „100 Jahre freie Radios“. 


Die aktuelle Ausgabe finden 
Sie im Bahnhofsbuchhandel 
für 4,50 €. 
Abonnement unter: 
www.graswurzel.net 


A CONTRASTE 


PROJEKTE 


ZUM 80. GEBURTSTAG 
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»Ich versuche einfach, das Richtige zutun« 


Seit mehr als 20 Jahren ist Ariane Dett- 
loff engagiertes Mitglied der CONTRAS- 
TE-Redaktion. Die leidenschaftliche 
Anti-Atom- und Friedensaktivistin ist 
bis heute in verschiedenen radikalen, 
gewaltfreien Bewegungen aktiv und 
scheut dabei auch nicht Auseinander- 
setzungen mit Polizei und Justiz. 


BRIGITTE KRATZWALD, REDAKTION GRAZ 


Zu CONTRASTE gekommen ist Aria- 
ne über die wert- und warenkritische 
Gruppe KRISIS. Deren Kritik an der 
Warengesellschaft hat sie inspiriert, 
und für die Idee des »Beitragen statt 
Tauschen« brennt sie bis heute. Ihre 
aktivistischen Schwerpunkte liegen 
jedoch woanders. 


Anti-Atom und 
Friedensbewegung 


Begonnen hat Arianes politischer Weg 
im Kampf gegen Atomkraftwerke und 
bei den Castor-Blockaden im Wend- 
land. Von dort hat sie der Weg in die 
Friedensbewegung geführt, wo sie 
mehrfach an Aktionen zivilen Unge- 
horsams teilgenommen hat. Mit ihrer 
Gruppe ist sie zuletzt zweimal ins Mi- 
litärgelände in Büchel eingedrungen, 
wo die letzten Atomwaffen in Deutsch- 
land gelagert sind. Einmal gelang es, 
bis auf die Startbahn vorzudringen, 
und den Start der Übungsflüge einige 
Zeit zu unterbrechen. Dafür wurde sie 
wegen Hausfriedensbruch angeklagt, 
obwohl, wie sie sagt, »dort weder ein 
Haus noch Frieden war«, und in ers- 
ter Instanz auch verurteilt. Der Prozess 
mit Verurteilungen, Einsprüchen und 
Berufungen dauert bis heute an, der- 
zeit liegen die Akten beim Menschen- 
rechtsgerichtshof in Straßburg und 
werden dort wegen Arbeitsüberlastung 
wohl noch einige Zeit liegen. Um die 
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4 CONTRASTE-Redakteurin Ariane Dettloff feierte im Januar ihren 80. Geburtstag. 


Atomwaffen ging es in dem Prozess 
überhaupt nicht, erzählt sie. 

Zivilen Ungehorsam hatte Ariane 
auch in den 1980er-Jahren schon ge- 
übt, als die Pershing-II-Raketen statio- 
niert werden sollten. Das konnte durch 
die Friedensbewegung zwar nicht ver- 
hindert werden, der spätere Abbau der 
Raketen nach Verhandlungen zwischen 
Reagan und Gorbatschow sei letztlich 
aber doch ein Erfolg der Friedensbe- 
wegung gewesen, findet sie, das habe 
selbst Gorbatschow ausdrücklich be- 
tont. Im Greenham Common in Eng- 
land, wo eine Gruppe von Frauen sich 
seit vielen Jahre mit kreativen, gewalt- 
freien Aktionen gegen die dort stati- 
onierten Marschflugkörper einsetzt, 
konnte man Ariane ebenfalls antreffen. 


ERFAHRUNGEN AUS FLINTA#-PERSPEKTIVE 


Unsere Autorin war zu Gast bei der 
Kommune Gut Möglich im Sauerland. 
Über ihren Aufenthalt »Urlaub gegen 
Hand« hat sie für die Kommuja, die 
Zeitung der politischen Kommunen, 
einen Beitrag geschrieben, den wirhier in 
leicht gekürzter Fassung nachdrucken. 


LIS PFANNENSCHMIDT 


Ich weiß jetzt, wie man einen Baum- 
stamm mit einem Zugmesser von 
seiner Rinde befreit. Ich weiß, wie alte 
Schornsteine durch Gebäude verlau- 
fen und wie man sie Stück für Stück 
abreißt. Ich kann die zurückbleiben- 
den Ziegelsteine mit einem Meißel 
von Putzresten befreien, sodass man 
sie wiederverwenden kann. Ich kann 
Honig-Waben von ihren Wachs-De- 
ckeln befreien und mit einer Schleu- 
der den Honig extrahieren. Ich kann 
alte Kabel von einer Hauswand lösen 
und weiß, wie man sich auf dem 
Gerüst einer Dach-Baustelle bewegt. 
Ich kann ein Gerüst aufbauen. Ich 


ANZEIGE 


Gemeinsam 
die Welt 
za verbessern? 


Genossenschaft gründen! 


www.genossenschaftsgruendung.de 
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Der Grundstein für ihre herr- 
schaftskritische und basisdemokra- 
tische Einstellung wurde bereits in 
der Schule gelegt. Ihre Wiederwahl 
als Klassensprecherin wurde von der 
Lehrerin verhindert, weil sie nicht an- 
gepasst genug war und die Interes- 
sen ihrer Mitschüler*innen gegen die 
Lehrkräfte zu konsequent vertrat. Da 
half auch der Protest der Schüler*in- 
nen nicht. Später dann, als sie in der 
Erwachsenenbildung tätig war, hat 
sie gemeinsam mit Kolleg*innen die 
Gründung einer Fachgruppe Erwach- 
senenbildung innerhalb der Gewerk- 
schaft Erziehung und Wissenschaft 
durchgesetzt. Gegen den Willen der 
innerhalb der Gewerkschaft dominan- 
ten SPD, die befürchtete, »radikale« 


Foto: Herbert Sauerwein 


Kräfte könnten dadurch Funktionen 
in der Gewerkschaft bekommen. 


Von den Grünen 
zu den Quäkern 


In den letzten Jahren hat sich Ariane 
auch in der »Free Assange«-Bewegung 
engagiert, schließlich sei auch er ein 
Friedensaktivist. Die Veröffentlichung 
des von Chelsea Manning gesammel- 
ten Materials über Kriegsverbrechen 
der USA im Irakkrieg auf Wikileaks 
hatte den Zweck, die Wahrheit ans 
Licht zu bringen, und das könne 
schließlich ein erster Schritt zum 
Frieden sein. Die Verfolgung und die 
Misshandlungen, denen Julian Assan- 
ge ausgesetzt ist, empören sie zutiefst. 


Urlaub gegen Hand 


kann einen Bandschleifer und einen 
Schwingschleifer bedienen und Holz- 
balken mit Holzschutzmittel lasie- 
ren. (...) Ich weiß, wie man für 15 
Menschen kocht und dass drei Pakete 
Risotto zu viel Risotto ergeben. Ich 
weiß, dass eine Wahlfamilie mehr isst 
als eine Kleinfamilie und dass ein 1,2 
Hektar großes Hof-Gelände andere 
Instandhaltungs-Bedürfnisse hat als 
eine Mietwohnung in der Stadt. Ich 
weiß, dass Unter- und Oberarme nach 
einer Woche auf Gut Möglich sehr viel 
mehr Kraft haben. 

Ich kann mich nicht erinnern, wann 
ich das letzte Mal innerhalb von 
sieben Tagen so viele Tätigkeiten zum 
ersten Mal ausgeübt habe. Die meis- 
ten waren mir allerdings nicht unbe- 
kannt. Ich habe gesehen, wie sie mein 
Opa, mein Vater, mein Onkel, mein 
Bruder und meine cis-männlichen 
Freunde ausgeführt haben. Meinen 
Armen wurde eher nicht zugetraut, 
dass sie fünf Stunden Putz von Stei- 
nen schlagen können, also habe ich 
das meinen Armen auch nicht zuge- 
traut: »Lass mal. Ich trage das.« 

Als wir am ersten Tag auf Gut 
Möglich die To Do-Liste für den Tag 
durchgehen, fühle ich mich unsicher. 
Ich denke: Ich werde die Aufgaben 
ganz sicher nicht so schnell und effek- 
tiv erledigen können, wie Personen, 
die das alles schon einmal gemacht 
haben. Diese Personen sind in meiner 
Vorstellung vor allem cis-Männer. 
»Prägend sind (...) der gesellschaftli- 
che Druck (...) und die Erwartungen. 
Die traditionell patriarchalen Rollen- 


bilder führen dazu, dass Menschen 
nicht das machen, was sie wollen oder 
gut können, sondern das, was von 
ihnen erwartet wird«, schreibt Kenza 
Ait Si Abbou im Essay-Band »Unle- 
arn Patriarchy«. Ich zwinge mich, 
am ersten Tag nicht direkt Tätigkei- 
ten in der Küche oder im Garten zu 
übernehmen, obwohl ich mich mit 
ihnen am sichersten fühlen würde. 
Zwei Stunden später habe ich einen 
3,5 kg schweren Bandschleifer in der 
Hand und kann selbst ausprobieren, 
wie sich das Gerät anfühlt und wie 
lange ich ihn gegen einen senkrechten 
Holzbalken pressen kann, bis ich eine 
Pause brauche. Ein Gut Möglich-Be- 
wohner hat mir kurz erklärt, wie das 
Gerät funktioniert und mich dann 
damit allein gelassen. Ich bin nun 
selbst dafür verantwortlich, wie und 
in welchem Tempo ich die Arbeit 
erledige; ob und wann ich nach Hilfe 
frage. Niemand kontrolliert mich. 
Niemand schaut mir auf die Finger. 
Zwischendurch erkläre ich einer 
anderen Person, wie das Schleifge- 
rät funktioniert und sie löst mich ab. 
Am Ende strahlt uns ein geschliffener 
und lasierter Holzbalken an, der nun 
wieder viele Monate Witterung und 
das Gewicht des Dachs aushalten 
wird. Ich habe richtig gute Laune. 
Immer, wenn ich auf meinen Wegen 
über den Hof den Balken sehe, freue 
ich mich. Ich habe teil. 

Was hier passiert, ist das, was 
Naomi Ryland als »kompetenzbasierte 
und temporäre Hierarchie« beschreibt 
und Lena Marbacher weiter ausführt: 


» ... dass Befugnisse nicht mehr an 
einzelne Personen oder an eine 
bestimmte Hierarchieebene gebun- 
den sein dürfen, sondern dass sie von 
einer zur anderen Person übergeben 
werden können - immer dann, wenn 
es sinnvoll ist, weil sich Kompetenz- 
bereiche verändert haben. Statt einer 
starren Funktionshierarchie entsteht 
eine Kompetenzhierarchie. Die Form 
solcher Organisationen nennt man 
Selbstorganisation.« Zu Beginn hat 
der Gut Möglich-Bewohner »die 
Macht« in Form des Wissens darüber, 
wie das benötigte Gerät funktioniert. 

Dieses Wissen gibt er an mich 
weiter und ich gebe es wiederum an 
die Person weiter, die mich bei der 
zu erledigenden Aufgabe unterstützt. 
Wir praktizieren »die Macht, Macht 
abzugeben« zugunsten der Erledigung 
der Aufgabe, deren Ergebnis am Ende 
allen nutzt. (...) 

Durch die Einladung zu partizipie- 
ren, wird auf Gut Möglich Arbeit zu 
echter Teilhabe. Gut Möglich befin- 
det sich im tiefsten Sauerland in der 
winzigen Ortschaft Schüren, umgeben 
von Wäldern, Feldern und Wiesen. 
Es gibt gute Luft und gute Aussicht. 
Unterwegs sein, reisen, einen ande- 
ren Ort besuchen, ein Setting-Wechsel 
kostet in der Regel Geld. Hier kostet 
es Arbeit. Aber Arbeit nach selbstver- 
antwortlichem Ermessen und Arbeit 
als Teilhabe an einem Ort, an dem 
ich und viele andere Menschen eine 
Auszeit erleben dürfen sowie ein 
Partizipieren an einem Alltag, der sich 
Stück für Stück von Mechanismen der 


Bei deren Gründung schloss sich 
Ariane den Grünen an, weil sie de- 
ren Werte (gewaltfrei, basisdemokra- 
tisch, ökologisch und sozial) teilte. 
Im Laufe der Zeit wurden, sagt sie, 
alle diese Werte über Bord geworfen. 
Als Teil der sogenannten »Fundis« 
kämpfte sie dagegen an - erfolglos. 
Daher trat sie bereits vor vielen Jah- 
ren aus der Grünen Partei aus. Einer 
anderen Gruppierung hat sie sich, als 
erklärte Agnostikerin, in den letzten 
Jahren mehr und mehr angenähert, 
den Quäkern. Ursprünglich eine 
christliche Gemeinschaft sind diese 
heute auch offen für Mitglieder an- 
derer Religionen und religionslose 
Menschen, die die vier Säulen ihrer 
Weltanschauung teilen: Frieden, 
einfaches Leben, Gleichwürdigkeit 
aller Menschen und Wahrheit, auch 
im Sinne von »den Mächtigen die 
Wahrheit sagen«. Mittlerweile ist 
sie Mitglied in dieser basisdemokra- 
tischen Organisation und versucht, 
diese Prinzipien gemeinsam mit den 
Quäker*innen zu leben. 

All diese Themen fließen seit vie- 
len Jahren immer wieder in Beiträge 
und Schwerpunkte in der CONTRAS- 
TE ein. Was aber gibt ihr die Kraft, 
sich bis ins fortgeschrittene Alter an 
radikalen Aktionen zivilen Ungehor- 
sams zu beteiligen, mit all den Risi- 
ken und Unannehmlichkeiten, die 
das mit sich bringt, bei doch häufig 
ausbleibendem Erfolg? Es ist die »Ko- 
operation mit den vielen anderen Ak- 
tivistis. Es macht Freude und Spaß, 
sich mit Gleichgesinnten Aktionen zu 
überlegen und durchzuführen. Ich bin 
nicht erfolgsorientiert, ich versuche 
einfach, das Richtige zu tun und dabei 
bin ich hartnäckig.« 

Die gesamte CONTRASTE-Redak- 
tion gratuliert herzlich zum 80. Ge- 
burtstag! 


Kleinfamilie, Individualismus und 
patriarchalen Strukturen entfernt. 
Hier wird geübt und ausprobiert. 
Dafür sind fluide Hierarchien und 
Vertrauenskultur unverzichtbar. (...) 


Link: www.kommune-gut-moeglich.de 
Alle Zitate aus: Lisa Jaspers, Naomi Ryland &Silvie 


Horch (Hrsg.): »Unlearn Patriarchy«, Ullstein 
2022, 320 Seiten. 


4 Auf dem 300 bis 400 Jahre alten Fach- 
werk-Hof nehmen die Instandhaltungs-Ar- 
beiten niemals ein Ende. 


Foto: Nadja Schürmann 
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FREIRAUM IN KLAGENFURT 


Gesellschaftliche Teilhabe brauchtein Ventil 


In der Landeshauptstadt Klagenfurt/ 
Celovec in Kärnten/Koroska gibt es 
seit knapp zwei Jahren den ersten 
konsumzwangfreien Raum für Kultur 
und Zivilgesellschaft in der Region: 
das VENTIL. Es handelt sich dabei um 
einen Ort für Kunst, Kultur, Diskurs und 
Gesellschaftspolitik in einem denk- 
malgeschützten Gebäude im Zentrum 
der Stadt, den zivilgesellschaftliche 
Gruppen und Künstler+innen der frei- 
en Kulturszene mit Veranstaltungen, 
Workshops und vielem mehr beleben 
und damit den Menschen in der Stadt 
vielfältige Formen gesellschaftlicher 
Teilhabe ermöglichen. 
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BETTINA PIRKER, KLAGENFURT/CELOVEC 
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Ab 100.000 Einwohner*innen gilt 
eine Stadt als Großstadt. Klagen- 
furt hat diesen Status im Jahr 2018 
erreicht. Urbaner, offener oder gar 
partizipativer ist das Leben für die 
Bevölkerung seither jedoch nicht 
geworden. Als Konsument*innen 
sind die Menschen in der Stadt will- 
kommen. Sie sollen kommen, kaufen, 
konsumieren und wieder gehen, um 
anderen Konsument*innen Platz zu 
machen. Menschen, die nicht die 
finanziellen Möglichkeiten haben, 
um am erwünschten Kreislauf des 
Kaufens, Wegwerfens und Neukau- 
fens teilzunehmen, sind nicht will- 
kommen. Aber auch jene, die der 
Einsamkeit entgehen wollen, die die 
Anonymität von Städten oft mit sich 
bringt oder andere, die die Stadt als 
Lebensraum nutzen wollen, finden 
in der Logik kapitalistischer Städte 
keinen Platz. 

Einfach nur verweilen, nachden- 
ken, flanieren, sich austauschen, 
Ideen entwickeln, sich vernetzen und 
gemeinsam mit anderen über die rele- 
vanten Themen unserer Gesellschaft 
zu ventilieren — das ist in vielen Städ- 
ten nicht vorgesehen, zumindest nicht, 
ohne gleichzeitig Getränke und mehr 
vor Ort zu konsumieren. Gleichzeitig 
gibt es viele Leerstände, die eher den 
deprimierenden Charme einer Geis- 
terstadt, als den einer pulsierenden 
und lebendigen Stadt verströmen. 
Neben überteuerten Mieten, Eigen- 
tümer”*innen, die gar nicht vermieten 
wollen, scheint wohl eine kurzfristig 
denkende und uninspirierte Stadt- und 
Verkehrsplanung dazu zu führen, dass 
Innenstädte immer weiter vor sich hin 
sterben, während die letzten frucht- 
baren Böden rund um die Städte mit 
Supermärkten und Einkaufszentren 
mit dazugehörigen Parkplätzen versie- 
gelt werden - die nicht selten aufgrund 
mangelnder Rentabilität nach weni- 
gen Jahren wieder schließen, weitere 
Leerstände hinterlassen und an einem 
anderen Standort wieder neuen Boden 
versiegeln. 


Öffentliche Räume ohne 
Konsumzwang 


Einigkeit herrscht zwar in Wirtschaft, 
Politik und Gesellschaft darüber, 
dass Leerstände die Attraktivität 
einer Stadt erheblich mindern, doch 
mitunter scheint der Wille zu fehlen, 
neue Wege der Raumnutzung zu 
beschreiten. Hartnäckig hält sich in 
so manchen Kreisen die Vorstellung, 
dass eine Innenstadt nur mit kommer- 
ziellen Geschäften und Lokalen belebt 
werden könnte. Offenbar meint 
man, dass nur weitere Geschäfte den 
Geschäftsrückgang der bestehenden 
Geschäfte aufhalten könnten. Dass 
das nicht funktioniert, zeigen die 
mehr oder minder gescheiterten 
Versuche der vergangenen Jahre. 
Erkenntnisse aus anderen Städten, 
aus Bürger*innenbefragungen und 
Forschungsarbeiten zeigen, dass 
genau das Gegenteil der Kommer- 
zialisierung von Innenstädten zu 


4 Mit Musik, Theater, Tanz und Infoständen wurde das Ventil am 30. April 2022 feierlich eröffnet. 


einer Belebung ebendieser führt. 
Öffentliche Räume sollten für alle 
Bevölkerungsschichten vielfältig und 
auch ohne Konsumzwang nutzbar 
sein. Wenn Innenstädte so gestaltet 
sind, dass Menschen dort gerne ihre 
Zeit verbringen, ohne etwas kaufen 
oder konsumieren zu müssen, steigt 
tatsächlich auch wieder der Erfolg 
der dort angesiedelten Geschäfte 
und Gaststätten. Menschen sind eben 
mehr als nur Konsument*innen und 
wollen nicht nur als solche angespro- 
chen werden. 


Infrastruktur für Kunst & Kultur 


In Klagenfurt — und sicher auch in 
vielen anderen Städten - gibt es auf 
der einen Seite eine große Anzahl an 
Leerständen, gleichzeitig herrscht 
auf der anderen Seite ein massiver 
Raummangel bei Kulturschaffenden 
und zivilgesellschaftlichen Gruppen. 
Es fehlt in der freien Kulturszene an 
fixen Proben-, Aufführungs-, Büro- 
und Besprechungsräumen: Zivilge- 
sellschaftliche Workshops und Infor- 
mationsveranstaltungen können nicht 
abgehalten werden, Treffen müssen 
in Lokalen mit Konsumzwang statt- 
finden, was Zugangsbarrieren schafft 
und viele Menschen von der Teilha- 
be ausschließt. Die ohnehin raren 
Ressourcen der Kulturschaffenden 
und ehrenamtlichen Aktivist“innen 
lösen sich dadurch immer wieder in 
Luft auf. Die wichtige künstlerische 
und zivilgesellschaftliche Arbeit, die 
verschiedene Gruppen, Vereine und 
Organisationen leisten, kann ohne 
fixe Infrastruktur nur in Bruchteilen 
stattfinden. 

Die drei Vereine »VADA«, »teatro 
zumbayllu« und »Kärnten andas« 
achten sich im Jahr 2021 auf die 
Suche nach einem zentral gelegenen 
Leerstand, der für die unterschiedli- 
chen Ansprüche von künstlerischen 
und zivilgesellschaftlichen Gruppen 
geeignet ist. Im Herzen von Klagen- 
furt wurden sie fündig: Ein gro- 
ßer Innenhof in einem historischen 
Gebäudekomplex mit ebenerdigen, 
getrennten Zugängen zu einem ca. 
120 qm großen Veranstaltungsraum 


mit kleinem Vorraum und angeschlos- 
sener Künstler*innengarderobe und 
zu einem ca. 50 qm großen Raum für 
Büroarbeit, Workshops, Besprechun- 
gen und Gruppentreffen sowie einem 
kleinen Lagerraum für Requisiten und 
Ausstattung. Gemeinsam entwickelten 
die drei Vereine ein Nutzungskonzept, 
das sie mit viel Geduld und Energie 
den Zuständigen in den Kulturrefe- 
raten der Stadt Klagenfurt und des 
Landes Kärnten näherbrachten und 
diese von der Notwendigkeit über- 
zeugen konnten. VADA übernahm die 
Hauptverantwortung für das Projekt, 
Stadt und Land erklärten sich dazu 
bereit, Miete und Betriebskosten zu 
fördern. Einige Renovierungsarbeiten 
und viele Formulare später wurde am 
30. April 2022 das VENTIL mit Musik, 
Theater, Tanz, Infoständen verschie- 
denster zivilgesellschaftlicher Grup- 
pen und Ansprachen der zuständigen 
Kulturreferenten feierlich eröffnet. 

VADA, der Verein zur Anregung des 
dramatischen Appetits, bestehend aus 
Yulia Izmaylova, Felix Strasser und 
Boris Randzio, entwickelt, vermittelt 
und verbreitet seit knapp 20 Jahren 
originelle und universelle künstle- 
rische Konzepte. Dazu gehören die 
Produktion von Bühnenwerken auf 
Grundlage des »vadaistischen Mani- 
fests« und die möglichst flächende- 
ckende und regelmäßige Versorgung 
des hungrigen Publikums sowohl 
urbaner als auch ländlicher Regionen 
mit Kunst und Kultur. Neben Thea- 
teraufführungen und Ausstellungen 
— seit 2012 auch im wahrscheinlich 
kleinsten Theater der Welt, dem 
Jugendstiltheater im Goethepark 
— werden Konzerte, Lesungen und 
vieles mehr organisiert. Wichtig 
ist den Vadaist*innen der direkte 
Kontakt und das persönliche Gespräch 
mit dem Publikum. 

Seit 2012 inszeniert teatro zumbayl- 
lu unter der Leitung von Sara Zambra- 
no und Florian Zambrano experimen- 
telles und transkulturelles Theater 
in Kärnten und zeigt dies auch mit 
Erfolg bei internationalen Festivals 
in Europa, Lateinamerika und ande- 
ren Teilen der Welt. Im Austausch 
mit Künstler*innen verschiedenster 


10279 


sprachlicher und kultureller Herkunft 
arbeiten sie bei ihren Inszenierungen 
mit unterschiedlichen theatersprach- 
lichen Mitteln. Wichtig ist ihnen die 
internationale Vernetzung mit dem 
Ziel, möglichst viele Künstler*innen 
und Wissenschaftler*innen, unter- 
schiedlichster Disziplinen zusam- 
menzuführen und dies für kreative 
Momente und kritische Inspiration zu 
nutzen. Ihr Anliegen ist es, bestehen- 
de Barrieren zu kreativer und kriti- 
scher Arbeit zu verringern. 

Der gemeinnützige und unabhän- 
gige Verein Kärnten andas wurde 
2019 von der Kommunikationswis- 
senschaftlerin Bettina Pirker und 
dem gesellschaftspolitischen Aktivis- 
ten Martin Diendorfer gegründet, um 
jene gesellschaftlichen Probleme zu 
thematisieren, die zu wenig, gar nicht 
oder missverständlich im öffentlichen 
Diskurs vertreten sind. Mit öffentli- 
chen Veranstaltungen macht der 
Verein immer wieder darauf aufmerk- 
sam, dass die Menschenrechte für alle 
Menschen gültig sind. Im Fokus des 
Engagements stehen vor allem die 
Themen Flucht und Asyl, Antifaschis- 
mus, Feminismus sowie das bedin- 
gungslose Grundeinkommen (BGE). 

Neben den drei Hauptakteuren 
wird das VENTIL auch von vielen 
zivilgesellschaftlich aktiven Gruppen 
genutzt. 


Kultur als gesamte Lebensweise 


Mit dem VENTIL wird aus einem 
ehemaligen Leerstand ein konsum- 
zwangfreier, lebendiger Ort des kultu- 
rellen Miteinanders, des Austausches 
und der Vernetzung. Regelmäßige 
Theateraufführungen, Musik, Ausstel- 
lungen, Filmvorführungen, Grup- 
pentreffen, Workshops und Diskus- 
sionsveranstaltungen richten sich an 
Menschen aller Geschlechter, Alters- 
gruppen und Schichten sowie aller 
ethnischen und nationalen Zugehö- 
rigkeiten. Der neue Kulturraum lädt 
die Menschen zur sozialen Teilhabe, 
zum Austausch miteinander und zum 
Verweilen ein. Im VENTIL wird Kultur 
als gesamte Lebensweise verstanden, 
was sich in der Mischung aus zivil- 
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gesellschaftlichen Aktivitäten und 
künstlerischer Arbeit zeigt. Es ist ein 
Raum für sozialen Austausch und für 
hochwertige, abwechslungsreiche und 
partizipative Kunst gleichermaßen. 
Kultur ist nicht ein passives Konsu- 
mieren, sondern aktives Handeln - 
miteinander. Wie die Kultur ist auch 
der Raum nichts Statisches, sondern 
etwas, das erst durch die Menschen, 
die darin interagieren und auch durch 
die verschiedenen Beziehungen, die 
sie zueinander aufbauen sowie die 
unterschiedlichen Positionen, die 
sie einnehmen, in einem dauernden 
Prozess ist. Der Raum hat keine wie 
auch immer geartete Wesenhaftigkeit, 
sondern wird durch unsere Handlun- 
gen und Beziehungen immer wieder 
neu hergestellt. Es gibt keinen Raum, 
der schon vor dem sozialen Gemacht- 
werden da ist. Alle, die das VENTIL 
nutzen, tragen dazu bei, einen leben- 
digen Kulturraum zu schaffen, an dem 
Theater, Kunst und Zivilgesellschaft 
ventilieren können. 


Links: 

https://ventil.space 
https://vada.cc 
https://teatrozumbayllu.net 
https://andas.jetzt 
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SCHWEIZ: WOHNKAMPF IN WINTERTHUR 
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» Stadtaufwertung ist angreifbar! « 


In Winterthur kämpfen Mieter*innen 
und Hausbesetzer»innen gemeinsam 
gegen ihre Verdrängung. Ein Inter- 
view mit dem Bewohner und Aktivis- 
ten Arthur über seine Erfahrungen mit 
Nachbarschaftsarbeit, die kapitalisti- 
sche Stadtentwicklung und linksradi- 
kale Kampftraditionen. Ein gekürzter 
Beitrag aus dem »Untergrund-Blättle«. 


LOTTAD. CLASSE, WINTERTHUR 


Viele Diskussionen um Gentrifizie- 
rung in der Schweiz konzentrieren 
sich auf Zürich. Doch bei der Suche 
nach Strategien für eine klassenkämp- 
ferische Praxis lohnt sich der Blick 
nach Winterthur — mit etwa 117.000 
Einwohner*innen die sechstgrößte 
Stadt der Schweiz. Als Industriestand- 
ort war Winterthur von der Deindus- 
trialisierung besonders gezeichnet 
und ist eine Besetzer*innen-Hoch- 
burg: Der älteste Squat der Schweiz 
ist die »Gisic am Rand der Altstadt. 

Die meisten Squats sind sogenann- 
te »Stefanini-Häuser«, das heißt sie 
gehören zur Erbmasse des verstorbe- 
nen Immobilienunternehmers Bruno 
Stefanini. Die Erben von Bruno Stefa- 
nini wollen aus dem Immobilienbe- 
stand nun fette Profite machen. 

Dagegen organisieren sich die 
Bewohner*innen der Stefanini-Häu- 
ser. Um die Erfahrungen der Häuser- 
bewegung in Winterthur zu diskutie- 
ren, haben wir uns mit Arthur Ungern 
getroffen. Er wohnt selber in einer 
Stefanini-Wohnung und ist schon seit 
den 1980er-Jahren in der autonomen 
Szene politisch aktiv. 


Arthur, die »Stefanini-Häuser« sind 
nach ihrem Besitzer benannt. Wer 
ist dieser Bruno und warum will er 
euch rausschmeißen? 


Arthur: Bruno Stefanini war ein 
Secondo (Ausländer zweiter Genera- 
tion, d. Red.) aus einer italienischen 
Sozialistenfamilie. Durch eher dubi- 
ose Geschäfte ist er an großen Reich- 
tum gelangt. Er hat in Winterthur sehr 
viele Häuser gekauft und gleichzeitig 
Kunst gesammelt. Gegen Ende seines 
Lebens hat er sich vor allem für seine 
Kunst interessiert, beziehungsweise 
das, was er dafür hielt. Seine Häuser 
hingegen ließ er verlottern. Nach 
seinem Tod im Jahr 2018 gingen die 
über 1.700 Wohnungen - viele davon 
in Winterthur, aber auch in anderen 
Orten der Schweiz - an die Stiftung 
für Kunst, Kultur und Geschichte 
(SKKG), die von Bruno Stefanini 
1980 gegründet wurde und heute 
von seiner Tochter Bettina geleitet 
wird. Diese Stiftung verwaltet seine 
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Kunstsammlung. Wobei man anmer- 
ken muss: Es handelt sich eher um 
eine Krempel-Sammlung. 


Und ein Wohltäter ist er nicht? 


Überhaupt nicht. Stefanini war ein 
Slumlord, der armen Leuten schä- 
bige Wohnungen vermietete und 
die Mieteinnahmen in seine Kunst- 
sammlung steckte. Weil sie in einem 
so schlechten Zustand überlassen 
wurden, blieben die Wohnungen 
vergleichsweise günstig. So zogen 
viele arme Menschen ein, die sich 
keine andere Wohnung _ leisten 
können, auch viele migrantische oder 
junge Leute. Einige Häuser wurden 
besetzt, sieben Squats sind es immer 
noch. 


Gegen die teuren Sanierungen der 
SKKG wehrt ihr euch. Ihr habt euch 
2014 in der «Interessensgemein- 
schaft der Bewohner*innen und 
Benutzer*innen der Stefanini-Lie- 
genschaften» (IGBBSL) zusammen- 
geschlossen. Welche Forderungen 
habt ihr an die SKKG? 


Wir wehren uns nicht gegen die 
Sanierungen per se. Die Häuser sind 
tatsächlich kaputt und wir haben 
immer gesagt, dass sie saniert werden 
müssen. Aber nicht auf Kosten der 
Bewohnerinnen und Bewohner. 


Sondern? 


Die Stiftung mit ihrem Milliarden- 
vermögen soll dafür bezahlen. Sie 
hätten dazu diese ganze Masse an 
Kapital, die Bruno Stefanini seit den 
1960er Jahren angehäuft hat. Das 
ist ja alles schon bezahlt mit den 
Mieteinnahmen von Jahrzehnten, 
und die Leute haben nie etwas davon 
gesehen. Außerdem braucht es eine 
Mitsprache der Bewohnerinnen und 
Bewohner. Die Terresta Immobilien- 
und Verwaltungs AG, die die Stefa- 
nini Liegenschaften verwaltet, gibt 
viel zu viel Geld aus, etwa für den 
Innenausbau. Viele Leute, die jetzt in 
den Wohnungen leben, haben aber 
gar keine großen Ansprüche. Ihnen 
ist wichtiger, dass die Miete günstig 
bleibt und sie dort wohnen bleiben 
können. 


Einige Stefanini-Häuser sind auch 
besetzt. Was passiert mit den 
Squats? 


Die besetzten Häuser - insgesamt sind 
es sieben - sollen geräumt und mehr- 
heitlich abgerissen werden. Mindes- 


tens eines dieser Häuser soll total- 
saniert werden. Das betrifft gegen 
fünfzig Bewohnerinnen und Bewoh- 
ner, die auf die Straße geschmissen 
werden sollen, um lukrative Neubau- 
ten hochzuziehen. Die Betroffenen 
haben sich in der Häuservernetzung 
zusammengeschlossen und versu- 
chen, ihre Häuser zu retten. 


Gibt es in Winterthur weitere ähnli- 
che Entwicklungen, über die Stefa- 
nini-Wohnungen hinaus? 


Die Stefanini-Wohnungen sind natür- 
lich kein Einzelfall. Das ist einfach 
ein sehr klarer Brennpunkt. Da 
wohnen noch viele arme Leute, viele 
Migrant*innen, viele alte Leute und 
das kann man nicht ignorieren. Aber 
der restliche Wohnungsbau ist diesel- 
be Misere. Die Konkurrenz der SKKG 
macht das auch nicht viel besser. Bei 
den großen Verwaltungen sind es oft 
auch Pensionskassen, die ihr Geld 
dort reingepumpt haben, weil sie es 
anderswo nicht mehr gewinnbringend 
anlegen können. Da gibt es einen sozi- 
alen Konflikt und das Kapital restruk- 
turiert hier und greift uns an. 


Ihr versucht euch gegen diese 
Entwicklungen zu wehren, wie 
sieht eure Basisarbeit aus? Versucht 
ihr als Linksradikale »von außen« 
auf die Klasse einzuwirken? 


Man muss das mit intern und extern 
nicht so dogmatisch sehen. Aber was 
uns eint, ist dass wir »Politik der 
ersten Person« machen. Wir gehen 
nicht von außen in ein Kampffeld 
hinein, um zu intervenieren, sondern 
wir sind selber betroffen. Unsere Pers- 
pektive sind nicht nur unsere Häuser, 
sondern die ganze Stadt. 

Es geht uns nicht nur einfach darum, 
die eigenen materiellen Interessen 
zu verteidigen oder unsere Lage zu 
verbessern, sondern auch darum, aus 
der Ohnmacht auszubrechen. Das ist in 
diesen Zeiten unglaublich wichtig: Die 
Preise steigen, die Mieten steigen, die 
Löhne stagnieren, die Leute fühlen sich 
ohnmächtig und denken, man kann 
nichts machen. Da ist es sehr befrei- 
end, Widerstand zu leisten, gewisse 
Entwicklungen zu blockieren, Solida- 
rität zu erfahren und diese Ohnmacht 
zu durchbrechen. Das geht auch um 
Würde und um Selbstachtung. 


Wie ist die IGBBSL denn zusam- 
mengesetzt? 


In der IGBBSL sind vor allem Frauen 
langfristig organisiert. Unsere Grup- 


pe ist sehr offen, es ist ein Kommen 
und Gehen. Über die Jahre hinweg 
sind es dann tatsächlich Frauen, die 
den Kern stellen. Und das bringt eine 
spezifische Perspektive ein. 


Wie meinst du das? 


Gemischte Gruppen oder Gruppen mit 
einem großen Männeranteil tendie- 
ren dazu, klassisch linke Politik zu 
machen, die in der Regel männerdo- 
miniert ist - auch wenn der Anspruch 
ein anderer wäre. In Gruppen mit 
einem größeren Frauenanteil ist die 
Themensetzung anders und auch die 
Art und Weise, wie man mit Konflik- 
ten umgeht. Vor allem wenn es um 
langfristige linke Politik im Repro- 
duktionsbereich geht, ist es auffäl- 
lig, dass meistens Frauen langfristig 
dranbleiben. 


Du kommst aus der radikalen 
Linken. Wie vermittelt sich Basisar- 
beit mit der Revolution? Man hatja 
den Anspruch, dass in den Kämpfen 
ein Keim von dem, was kommen 
könnte, angelegt ist. 


Mir scheint es nicht unbedingt die 
Zeit, in der man über Revolution 
spricht. Es herrscht eher eine Kata- 
strophenstimmung vor. Für jüngere 
Leute ist es die Klimakrise. Irgendwie 
steht immer der Weltuntergang vor 
der Tür, weniger die Alternative, wie 
alles anders aussehen könnte. Wie 
gesagt, wir versuchen die Angriffe 
auf unsere proletarischen Lebensver- 
hältnisse abzuwehren und ein Gegen- 
projekt aufzubauen, das natürlich in 
eine antikapitalistische Richtung geht. 
Aber wenn man dann vor konkreten 
Problemen steht, dann wird man sehr 
pragmatisch. Man muss schauen, dass 
die Leute nicht aus den Häusern flie- 
gen und schauen, dass wenigstens 
jemand sich für sie einsetzt und dass 
nicht jede Sauerei durchgeht. Es ist 
schon so, dass heute die Kräftever- 
hältnisse in der Schweiz sehr schlecht 
aussehen. Die Linke ist unglaublich 
schwach. Und sie muss wieder lernen 
zu kämpfen - und vor allem von unten 
zu kämpfen! Das geht nur, wenn wir 
dort zu kämpfen beginnen, wo wir 
selbst sind. 


Vielerorts gibt es Versuche, die 
Selbstorganisation der Klasse voran- 
zutreiben und den Angriffen auf die 
Lebensbedingungen von unten zu 
begegnen. In der Schweiz fehlt aber 
einfach die Kampftradition. Steht ihr 
da nicht etwas auf verlorenem Posten 
mit eurer Klassenpolitik von unten? 
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Ja, es stimmt natürlich schon, die 
Sozialdemokratie hat nicht nur in der 
Schweiz total abgewirtschaftet und ist 
überhaupt keine Sozialdemokratie im 
ursprünglichen Wortsinn mehr. Und 
ja: immer wieder wird festgestellt, 
dass in der Schweiz die Kampftradi- 
tion fehle. Man schaut dann auf den 
Arbeitsfrieden und die konfliktscheue 
Politik der Gewerkschaften seit der 
Nachkriegszeit. Aber wir haben in der 
Schweiz eine linksradikale Tradition, 
wir haben eine Erinnerung! 


Du denkst also, wir sollten uns 
intensiver auf vergangene Kämpfe 
beziehen? 


Der Kampfzyklus, der ab Mitte der 
1960er Jahre begann und erst Ende 
der 1990er Jahre vorbei war, der war 
wenigstens hier sehr viel länger als 
anderswo. Wir haben hier zwar verlo- 
ren. Aber auch wenn man verliert, hat 
man eine reichhaltige Erfahrung. Was 
man heute vielleicht machen kann, 
ist diese Erfahrung wieder reaktivie- 
ren, mit älteren Leuten sprechen, die 
militant waren oder immer noch sind. 
Was wir versuchen, ist hier ein biss- 
chen Kollektivität reinzubringen, 
voneinander zu lernen und den 
Samen der Solidarität zu pflanzen. 
Zusammen geht es uns schon viel, 
viel besser. Die Schweiz ist ein hartes 
Pflaster für so etwas, schon immer. 
Aber Nichtstun ist auch keine Option. 


Links: 

Vollständiges Interview auf: 
www.untergrund-blättle.ch 
(https://t1p.de/o18xb) 


IG der Bewohner*innen und Benutzer*innen der 
Stefanini-Liegenschaften: 


https://igbbsl.wordpress.com 


Häuservernetzung Winterthur: 


https://wohnraumverteidigen.noblogs.org 


Grafik: Häuservernetzung W'thur 
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Verurteilt trotz falscher Anschuldigung 


Rassistische Polizeigewalt und will- 
kürliche Kontrollen von Schwarzen 
Menschen und People of Color sind in 
Deutschland eine gängige und scharf 
zu verurteilende Praxis. Dennoch 
wissen die wenigsten wirklich, was das 
für Betroffene bedeutet - geschweige 
denn, welche weitreichenden Auswir- 
kungen diese Repressionen auf das 
Leben der Betroffenen haben können. 
Exemplarisch wird im folgenden Text 
der Fall von R. aus Göttingen geschil- 
dert. R. möchte aus gegebener Situati- 
on anonym bleiben. 


R. UND AK ASYL GÖTTINGEN 


Seit mehreren Jahren lebt und arbei- 
tet R. in Göttingen, hat Familie und 
ein soziales Netz. R. ist eine Schwarze 
Person. Er erlebte im Sommer 2022, 
nahe des Carr&-Einkaufszentrums 
in Göttingen, massive Polizeigewalt 
und muss nun um seinen Aufenthalt 
bangen. Die auf die Gewalt folgen- 
de Anklage ist die Konsequenz einer 
willkürlichen, haltlosen und vor allem 
falschen Anschuldigung durch eine 
Security-Person des Einkaufszentrums. 

Im Sommer 2022 ruft ein Securi- 
ty-Mitarbeiter die Polizei, nachdem er 
R. im Einkaufszentrum Carre »wieder- 
erkannt« haben will: R. sei die Person, 
die 2021 im Einkaufszentrum eine 
Körperverletzung begangen haben soll. 
Doch die Beschuldigung hat keinerlei 
Basis, da R. sich zum vermeintlichen 
Tatzeitpunkt nachweislich in seiner 
Arbeitsschicht - weit weg vom Carre — 
befand. Die Polizei kommt und fragt R. 
auf der Straße nach seinem Ausweis. 
R. ist nachvollziehbar irritiert und fragt 
mehrfach nach, warum er sich auswei- 
sen soll. Die Polizist*innen verweigern 
ihm die Antwort. Auch sprechen die 
Polizist*innen ausschließlich Deutsch 
mit R., trotz seiner Bitte, ins Englische 
zu wechseln. 

Die Situation ist aufgeladen und 
es gibt eine zunehmende Anzahl 
an Beobachter*innen und Zeug*in- 
nen, mehrere Menschen machen 
Videos. Die Polizei fragt immer und 
immer wieder nach dem Ausweis. R. 
wundert sich über diese für ihn aus 
dem Nichts kommende Kontrolle. 
Aus dem Gerichtsprozess, der später 
folgen wird, wissen wir, dass die zwei 
Streifenpolizist*innen bereits jetzt, 
wenige Minuten nach der ersten 
Aufforderung, den Ausweis vorzuzei- 
gen, Verstärkung und einen Wagen 


AK Asyl Göttingen 


Der AK Asyl Göttingen ist eine seit 
über 40 Jahren existierende anti- 
rassistische Gruppe (organisiert als 
Verein), die vor allem zu den The- 
men Asyl, Migration und Rassismus 
arbeitet. Um den AK gibt es einige 
Bündnisse gegen Abschiebungen 
und Rassismus sowie internationalis- 
tische Netzwerke, die viel und aktiv 
im Austausch mit Betroffenen sind. 
Seit etwa eineinhalb Jahren existiert 
in Göttingen ein Antiabschiebecafe, 
das einmal pro Woche stattfindet. Es 
ist eine Anlaufstelle für Menschen, 
die von Abschiebung bedroht sind 
oder auch von Repressionen und 
Diskriminierung betroffen sind. Das 
Cafe ist von Aktivistxinnen selbstor- 
ganisiert und daher keine offizielle 
Beratung. In den Gesprächen kom- 
men wir sehr oft in Kontakt mit Ge- 
schichten von Repressionen, Polizei- 
gewalt, Rassismus und Abschiebung. 
Wir versuchen, diese Geschichten 
aus der Unsichtbarkeit zu holen und 
gemeinsam mit Betroffenen zu über- 
legen, wie Themen öffentlich und 
skandalisiert werden können. 


Kontakt: akasylgoe@emdash.org 


zum Abtransport auf die Polizeiwa- 
che rufen. Es ist noch nichts passiert, 
außer der unbegründeten Aufforde- 
rung an R., sich auszuweisen. Nach 
einiger Zeit zeigt R. die Papiere, die 
er bei sich hat vor, will sie den Poli- 
zist*innen aber nicht ohne Auskunft 
über den Grund der Kontrolle über- 
geben. Statt den Anlass der Kontrolle 
transparent zu machen, wird die Poli- 
zei gewalttätig. Zwei Polizist“innen 
fixieren R. und schreien die umste- 
henden Personen an. Sie drücken R. 
gegen eine Hauswand und zerren ihn 
schließlich auf die weiterhin befahre- 
ne Straße. 

Zwei Polizist*“innen bringen R. 
mitten auf der Straße vor etwa 30 
Zuschauer*innen zu Boden. Zu dritt 
fixieren sie ihn auf der Straße mit den 
Knien. Nach einer ganzen Weile wird 
R. gefesselt, hoch gezerrt und zu dem 
mittlerweile angekommenen Polizei- 
wagen gebracht. Immer noch erklärt 
keine der Polizist*innen, worum es 
geht. R. wird in das Auto geschubst 
und, wie R. uns später erzählt, von 
einer Polizist*in (als er schon im 
Wagen sitzt und in Handschellen 
gelegt ist) in die Rippen geschlagen. 
Dass R. bei dieser gewaltvollen Aktion 
einen Schuh verliert, interessiert die 
Beamt*innen nicht im Geringsten. R. 
wird einfach barfuß mitgenommen. 

Zur Erinnerung: All das geschah 
als Folge einer falschen Anschuldi- 
gung. Die Tat, die die Personalien- 
kontrolle rechtfertigen sollte, konnte 
R. nicht begangen haben, da er zum 
Tatzeitpunkt nachweislich auf der 
Arbeit war. Dennoch wird er in aller 
Öffentlichkeit, vor den Augen vieler 
Passant“*innen, gewaltsam festge- 
nommen, in Handschellen gelegt und 
auf die Wache genommen. Auf der 
Polizeiwache muss er sich für etwas 
rechtfertigen, das er nie begangen 
hat. Eine Eskalation einer Situation, 
deren brutale Polizeigewalt allein 
den Zweck einer unterdrückerischen, 
demütigenden und rassistischen 
Machtdemonstration erfüllt. Bei den 
Zuschauer*innen wird somit das Bild 
eines gefährlichen Kriminellen kon- 
struiert. 


Doppelte Anklage 
statt Entschädigung 


Eigentlich hätte R. eine Entschuldi- 
gung und Entschädigung für die erleb- 
te Gewalt, die falsche Beschuldigung 
und die öffentliche, demütigende 
Festnahme verdient. Doch stattdessen 
muss RR. sich auf einmal in gleich zwei 
Gerichtsprozessen verteidigen: erst 
die falsche Anklage der Körperver- 
letzung, die der Security-Mann 2021 
beobachtet haben will und obendrauf 
beschuldigen ihn die Polizist*innen 
nun zusätzlich der Körperverletzung 
und des Widerstands im Rahmen der 
Personalienkontrolle. 

Zunächst wird in einem ersten 
Verfahren schnell festgestellt, dass 
R. unschuldig ist: Er kann nicht die 
Person sein, die der Security-Mann 
erkannt haben will, da er zum 
Tatzeitpunkt auf der Arbeit gewesen 
ist. R. wird nach kürzester Zeit frei- 
gesprochen, das Urteil liegt bereits 
vor, als der zweite Prozess beginnt. 
Umso deutlicher wird hier, dass all 
die Polizeigewalt und das martia- 
lische Auftreten der Beamt*innen 
völlig haltlos war. Der Ablauf des 
zweiten Prozesses macht schlicht- 
weg fassungslos. Eigentlich gingen 
R. und sein Anwalt davon aus, dass 
die Chancen für einen Freispruch 
gut stünden. Schließlich konnte auf 
Videodokumentationen zurückgegrif- 
fen werden, die die Polizeigewalt bei 
der Personalienkontrolle ausführlich 
dokumentiert haben. 

Was aber tatsächlich folgt, kann 
nur als ein absurdes, zynisches Thea- 


A » Hautfarbe ist kein hinreichender Verdacht« 


ter bezeichnet werden. Der Prozess 
findet in vier Einzelterminen statt und 
dauert insgesamt mehr als sechs Stun- 
den. In dieser Zeit spricht R.s Anwalt 
vielleicht 20 Minuten, R. selbst 
kommt überhaupt nicht zu Wort. 
Die gesamte restliche Zeit hören R. 
und solidarische Beobachter*innen 
den Polizist*innen der Reihe nach 
zu, wie sie eine komplett andere, 
erfundene Geschichte erzählen. 
Diese ist durchzogen von rassisti- 
schen Zuschreibungen, absurden 
Anschuldigungen und der Behaup- 
tung, Schuld an der Eskalation der 
Situation sei der »aufgebrachte 
unüberschaubare linke Mob«, also 
die Zeug*innen der Situation. Auch 
R. wird pauschal als aggressiv und 
gewaltbereit bezeichnet, was weder 
von der Staatsanwaltschaft noch von 
der Richterin hinterfragt wird. Auf 
Nachfrage der Verteidigung muss 
die anklagende Polizei dann einräu- 
men, dass R. weder handgreiflich 
noch beleidigend geworden ist. Das 
gewaltsame Runterdrücken von R. 
durch drei Polizist*innen wird zum 
»unschönen Bodenkampf« verklärt, 
dass R. gestolpert ist, während er 
abgeführt wurde, wird als »Versuch, 
sich gewaltvoll loszureißen« inter- 
pretiert. Eine Polizist*n gibt zu, R. 
geschlagen zu haben, aber beschreibt 
dies als notwendige Maßnahme, um 
R. »ruhigzustellen«. R. saß zu diesem 
Zeitpunkt allerdings schon in Hand- 
schellen im Polizeiauto. Zynisch wird 
hinzugefügt, es könne ja nicht weh 
getan haben, da R. nach dem Schlag 
gar nicht aufgeschrien habe. 


Aufenthaltserlaubnis in Gefahr 


Das Urteil ist niederschmetternd: R. 
wird schuldig gesprochen und zu 
sechs Monaten Haft auf Bewährung 
(für drei Jahre) und 80 Sozialstun- 
den verurteilt. Es ist absurd, wie 


hoch dieses Urteil ausfällt; noch viel 
absurder, daR. vollkommen unschul- 
dig ist. Er geht sofort in Berufung, 
das Verfahren steht noch aus. Aber 
damit ist die Schikane immer noch 
nicht beendet: Von dem Ausgang des 
Berufungsverfahrens wurde nun die 
Verlängerung von R.s. Aufenthalts- 
erlaubnis abhängig gemacht. 

Es darf nicht sein, dass das Recht 
auf ein gutes, würdevolles und vor 
allem sicheres Leben von willkürli- 
chen Anschuldigungen, rassistischen 
Polizeibehandlungen und Gerichts- 
verfahren abhängt. Das Strafmaß 
hinterlässt pure Fassungslosigkeit 
und Wut und die Frage, von welcher 
politischen Unabhängigkeit und Neu- 
tralität der Gerichte eigentlich immer 
die Rede ist. 

Der Fall von R. ist ein Beispiel und 
steht exemplarisch für viele weitere 
solcher rassistischer Fälle. Es braucht 
dringend mehr kritische Prozessbeob- 
achtung und vor allem die Veröffent- 
lichung dieser Geschichten, um diese 
Ungerechtigkeit aus der Unsichtbar- 
keit zu holen. Es darf nicht akzep- 
tiert werden, wenn Polizist*innen 
und Richter*innen sich unter dem 


ANZEIGE 


Foto: Michael Fleshman (CC BY-SA 2.0 Deed) 


Deckmantel der »demokratischen 
Allparteilichkeit« tarnen, aber in der 
Realität nur die Machtvolleren (hier 
Polizist*innen) gehört und ernst 
genommen werden. Es handelt sich 
hier um einen politischen Prozess, 
bei dem die Zusammenarbeit von 
Security, Staatsanwaltschaft, Polizei 
und Justiz gegen Schwarze Menschen 
deutlich wurde. Solche Prozesse und 
Verurteilungen beeinflussen die 
gesellschaftliche Entwicklung und 
schüren nur noch mehr Rassismus. 
Immer wieder dominieren die Argu- 
mente der Behörden den Ausgang des 
Prozesses und nehmen Schwarzen 
Menschen die Stimme. 

So beschreibt auch R., dass ihm 
niemand geglaubt habe und wie 
erdrückend diese rassistische Behand- 
lung und Ungerechtigkeit auf so vielen 
Ebenen für ihn sei. Viele Schwarze 
Menschen werden in Gerichtsprozes- 
sen kriminalisiert. Umso wichtiger 
ist es daher, eine große Solidaritäts- 
bewegung und öffentliche Mobilisie- 
rung aufzubauen, solche Prozesse 
kritisch zu begleiten und gemein- 
sam der Kriminalisierung Schwarzer 
Menschen entgegenzutreten. 


Zweiwochenschrift 
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Nachhaltigkeit alltagstauglich gestalten 


» Nachhaltigkeit sollte keine Frage der 
Zeit oder des Geldbeutels sein.« Unter 
diesem Leitmotiv wurde im Oktober 
2022 daserste Zukunftshaus Deutsch- 
lands mitten in Würzburg eröffnet. Mit 
den vier Angeboten Kaufen, Mieten, 
Tauschen und Reparieren unter einem 
Dach wollen die Gründerx+innen die 
Hürden für nachhaltigen Konsum 
deutlich reduzieren. Das nachhaltige 
Kaufsortiment umfasst über 3.000 
Artikel aus den Bereichen Bekleidung, 
Lebensmittel, Schreibwaren, Kosme- 
tik, Reinigung, Küche und Wohnen, IT, 
Garten und anderes mehr. 


MATTHIAS PIEPER, WÜRZBURG 


Die große Breite des Angebots im 
ersten Zukunftshaus Deutschlands 
geht einher mit einer geringen Sorti- 
mentstiefe: Es gibt immer nur das 
nachhaltigste Produkt zu kaufen, das 
seitens der Genossenschaft in komple- 
xer Recherche gefunden wurde. Im 
Mietbereich können die Menschen 
fast 400 Artikel unkompliziert online 
reservieren und nutzen, ohne sie 
kaufen und besitzen zu müssen. Zur 
Verfügung stehen vor allem Werk- 
zeug, Küchenmaschinen, Campingar- 
tikel, Partyausstattung, Reinigungsge- 
räte und Spiele. 


Sinn durch erneute Nutzung 


Der Tauschbereich mit zwei separaten 
Räumen hat wie der Verkaufsladen 
jeden Werktag geöffnet. Zahlreiche 
Dinge wie Kleidung, Haushaltsarti- 
kel, Bücher und vieles mehr wech- 
seln in einem geldfreien Kreislauf 
ihre Besitzer*innen. So muss nicht 
alles neu produziert werden, sondern 
ungenutzte Dingen bekommen durch 
erneute Nutzung wieder einen Sinn. 
Bereits im ersten Jahr wurden von 
Ehrenamtlichen über 500 Gegen- 
stände repariert, vor allem kleine 
Elektrogeräte wie Mixer, Radios und 
Lampen. Die Abgabe von defekten 
Elektroartikeln ist an jedem Werk- 
tag möglich. Alle vier Bereiche sind 
werktags von 10 bis 18 Uhr geöffnet. 
Vor allem in den Bereichen Mieten, 
Tauschen und Reparieren spielt der 


BUCHBESPRECHUNG 


Im Schwerpunkt » Mehr Demokratie in 
Genossenschaften wagen « (CONTRAS- 
TE Nr. 471, Dezember 2023) wurde 
auch das Thema Soziokratie behan- 
delt. Dazu ergänzend folgt nun eine 
Rezension zu der Veröffentlichung von 
Jef Cumps mit dem Titel »Soziokratie 
3.0«- eine Weiterentwicklung des sozi- 
okratischen Ansatzes. Das Konzept ist 
in dem Buch mittels eines praktischen, 
aber fıktiven Falls in Romanform darge- 
stellt. 


BURGHARD FLIEGER, 
REDAKTION GENOSSENSCHAFTEN 


Weder wer knappe, sachliche Darstel- 
lungen wünscht, noch wer gerne Roma- 
ne liest, kommt beim Lesen des Buches 
so richtig auf seine Kosten. Wer aber 
systematische Darstellungen bevorzugt, 
die leicht verständlich geschrieben sind 
und gleichzeitig dialogische Formen der 
Wissensvermittlung nutzen, der*dem 
steht mit dieser Veröffentlichung eine 
praktische Einführung in die Soziokra- 
tie 3.0 zur Verfügung. 

Die Vermittlung erfolgt anhand 
der fiktiven Firma »Human Ressour- 
ce Solution — HRS«. Das Unterneh- 


Geldbeutel keine Rolle. So wird Nach- 
haltigkeit alltagstauglich. 

Geführt wird das Zukunftshaus von 
der Genossenschaft Zukunftshaus 
eG. Sie hat Räume von ca. 200 qm 
in der zentralen Innenstadt gemie- 
tet, direkt an der Straßenbahn-Hal- 
testelle »Rathaus«. Zwei Räume von 
je 15 qm verpachtet die eG an den 
gemeinnützigen Zukunftswerk e.V., 
der dort mit der Unterstützung Ehren- 
amtlicher den Tauschbereich betreibt 
und die Miete über die Mitgliedsbei- 
träge und Spenden finanziert. Die 
Genossenschaft ist mit fünf Ange- 
stellten - darunter drei hauptamtliche 
Vorstände - für die Bereiche Kaufen, 
Mieten und Reparatur zuständig. Der 
Umsatz aus dem Verkauf der nachhal- 
tigen Produkte macht rund 90 Prozent 
des Gesamtumsatzes aus. Durch die 
Mietgegenstände werden etwa fünf 
Prozent, durch die Reparaturvermitt- 
lung circa zwei Prozent und aus der 
Untervermietung der Räume an den 


4 Der Vorstand der Zukunftshaus-Genossenschaft: Ulrich Emmerling, Matthias Pieper und Lisa Spängler 


Verein vier Prozent der Einnahmen 
erzielt. 

Die Umsätze variieren einzelhan- 
delstypisch über das Jahr mit einem 
Höhepunkt im Dezember. In den 
ersten Monaten des zweiten Jahres 
konnten die Umsätze um 25 Prozent 
gegenüber dem ersten Jahr gesteigert 
werden. Damit genug Liquidität in der 
Aufbauphase vorhanden ist, hat die 
Genossenschaft ein Darlehen aufge- 
nommen und sie wirbt unter den 
Kund“*innen des Zukunftshaus um 
neue Genoss*innen. So konnte die 
Zahl der Mitglieder im letzten Jahr 
von 56 auf 300 erhöht werden. Ziel 
ist es, nach drei Jahren allein aus dem 
Umsatz schwarze Zahlen zu schrei- 
ben. 

Die Zusammenarbeit mit dem 
Verein erweist sich als sehr eng. Das 
Zukunftshaus wird mit ihm gemein- 
sam betrieben. Aus dem Verein heraus 
wurde die Genossenschaft gegründet. 
Die Verantwortlichen beider Rechts- 


formen verfolgen als gemeinsames 
Interesse, das Projekt Zukunftshaus 
zu einer Erfolgsgeschichte zu machen. 
Entsprechend gibt es regelmäßige 
Treffen zwischen beiden Organisati- 
onen. Auch arbeitet einer der Vorstän- 
de der Genossenschaft im erweiterten 
Vorstand des Vereins mit. 


Pilotprojekt für 
nachhaltigen Konsum 


In Forchheim wurde im Mai 2023 
nach dem Vorbild aus Würzburg ein 
zweites Zukunftshaus eröffnet. Dieses 
wird von einem Verein betrieben und 
ist in den Bereichen Reparatur und 
Tauschen tätig. Die Zukunftshaus 
eG verfolgt in Würzburg das Ziel, 
exemplarisch zu zeigen, wie sich 
nachhaltiger Konsum alltagstauglich 
und wirtschaftlich gestalten lässt. 
Dadurch angeregt sollen viele weitere 
Zukunftshäuser oder ähnliche Initia- 
tiven gegründet werden. 


Soziokratie 3.0 als Roman 


men hat die rechtzeitige Auslieferung 
einer überarbeiteten Softwareappli- 
kation nicht hinbekommen. Planung, 
Entwicklung und Umsetzung dauer- 
ten zu lange. Der alte Geschäftsführer 
bittet zur Rettung des Unternehmens 
einen Mitarbeiter, der als Teamlei- 
ter einen kooperativen Führungsstil 
pflegt, seine Funktion zu überneh- 
men. Dessen Unsicherheiten werden 
von einem Berater aus dem Weg 
geräumt, der ihn bei der Nutzung des 
Konzepts Soziokratie 3.0 mit seinen 
vielfältigen, ineinandergreifenden 
Bausteinen begleitet. 


Zwischen Roman und Leitfaden 


Erzählt wird die Geschichte der Trans- 
formation eines Technologieunter- 
nehmens, das aufgrund seines schnel- 
len Wachstums in Schwierigkeiten 
geraten ist. Entscheidungen werden 
zu langsam getroffen, es mangelt an 
Kommunikation und der Teamgeist 
geht verloren. Die Firma degenerierte 
zu einer schwerfälligen Organisation. 
Leser*innen erfahren auf nachvoll- 
ziehbare Weise, wie ein Unternehmen 
verändert wird, dass dieses nicht nur 


überlebt, sondern sich als humane, 
innovative und widerstandsfähige 
Organisation »neu erfindet« und so 
für die Zukunft gerüstet ist. 

Als Grundlage werden anfangs die 
sieben Prinzipien der Soziokratie 3.0 


vorgestellt: 
1.Konsent als grundsätzliches 
Entscheidungsprinzip. Andere 


Prinzipien sind möglich, aber der 
Konsent entscheidet darüber, ob sie 
zugelassen werden. 

2.Gleichstellung bedeutet, »dass alle, 
die von einer Entscheidung betrof- 
fen sind, die Möglichkeit haben 
sollen, diese zu beeinflussen«. 
Dabei geht es nicht darum, dass 
alle gleich sind. 

3.Ergänzend als Grundprinzip wird 
der Einwand genutzt, um kontinu- 
ierliche Verbesserungen zu ermög- 
lichen. 

4.Empirismus und kontinuierli- 
che Verbesserungen passen gut 
zusammen. Sie beruhen darauf, 
dass Arbeiten faktenbasiert sein 
müssen. Sie sollten also nicht auf 
Annahmen beruhen, sondern konti- 
nuierlich durch Experimente und 
Untersuchungen überprüft werden. 


5.Verantwortung bedeutet in diesem 
Zusammenhang, dass alle reagie- 
ren, unterstützen und Verantwor- 
tung für getroffene Vereinbarungen 
übernehmen. 

6. Transparenz gilt für jegliche Infor- 
mationen: Sie sind für alle zugäng- 
lich, außer wenn sie aus nachvoll- 
ziehbaren Gründen vertraulich sein 
müssen. 

7.Zu all dem gehört auch Effektivi- 
tät, um zu gewährleisten, dass Ziele 
erreicht werden und mit Ressour- 
cen schonend umgegangen wird. 


Treiber der Veränderung 
beschreiben 


Im Roman wie auch in der Realität 
gilt es, für den Veränderungsprozess 
durch Einzelpersonen oder auch 
gemeinsam von einer Gruppe soge- 
nannte »Treiber« zu beschreiben. 
Je nach Blickwinkel wird derselbe 
Treiber als zu lösendes Problem 
oder als Chance verstanden, die 
eine Organisation nutzen kann. 
Treiber können auch als Ursachen 
des Wunsches nach Veränderung 
bezeichnet werden. Diese gilt es, gut 


= 
Foto: Simone Köhler 


Einen großen Erfolg kann die 
Genossenschaft seit Sommer 2023 
verbuchen: Das Zukunftshaus Würz- 
burg gehört zu drei ausgewählten 
Pilotprojekten in Deutschland für 
nachhaltigen Konsum und Innen- 
stadtentwicklung. Mithilfe einer 
finanziellen Förderung durch das 
Umweltbundesamt sowie einer 
wissenschaftlichen Begleitung durch 
die unabhängige Forschungs- und 
Beratungseinrichtung adelphi wird 
unter anderem ein Handbuch erstellt. 
Dies beschreibt, wie ein Zukunfts- 
haus aufgebaut werden kann und 
wie die vier Bereiche gemeinsam, 
aber auch jeder für sich funktionie- 
ren. Das Handbuch »Wie baue ich ein 
Zukunftshaus auf« soll nach Fertig- 
stellung über das Umweltbundesamt 
und ein europäisches Partnerprojekt 
EU-weit verbreitet werden. 


Link: 


www.zukunftshaus-wuerzburg.de 


verständlich herauszuarbeiten: Was 
ist passiert und welche Wirkungen 
gehen davon aus? 

Die Geschichte in dem Buch ist 
etwas zu ausführlich und unkritisch 
dargestellt. Der Autor möchte Sozio- 
kratie 3.0 als besonders positives und 
vorteilhaftes Konzept präsentieren. 
Trotz oder gerade durch diese »Schön- 
färbung« werden die Schritte der 
Transformation als eine neue Form 
des agilen Managements anschaulich 
in den verschiedenen Episoden der 
Veränderung beschrieben. Wem bild- 
hafte, leicht verständliche Beschrei- 
bungen zusagen, der bzw. die erhält 
eine anschauliche Einführung in die 
Soziokratie 3.0. Insofern kann die 
Veröffentlichung als Leitfaden für die 
Schaffung von belastbaren, innova- 
tiven und humanen Organisationen 
verstanden und genutzt werden. 


Cumps, Jef: Soziokratie 3.0 - DerRoman.Dasvolle 
Potenzialvon Menschen und Organisationen frei- 
setzen, Heidelberg (dpunkt.verlag) 2021, 26,90 
Euro, aus dem Englischen von Stefan Roock. 

Interessierte an den Unterschieden zwischen Sozi- 
okratie und der Version 3.0 können diese nachle- 
senbei Christian Rüther:https://kurzelinks.de/i7is 
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SCHWERPUNKT OBDACHLOSIGKEIT ÜBERWINDEN 


NEOLIBERALE POLITIK IST MENSCHENVERACHTEND 


Obdachlosigkeit - der Aussatz der Marktwirtschaft 


Seit mehreren Jahren beobachten wir die dramati- 
sche Zunahme von Obdachlosigkeit in allen west- 
lichen marktwirtschaftlich organisierten Gesell- 
schaften. Mehr Obdachlosigkeit geht dabei einher 
mit der Zunahme des verfügbaren Wohnraumes 
pro Kopf und mit der Bildung immer größerer 
Vermögen und einer wachsenden Gruppe von 
Reichen und Superreichen. Sprach man vor eini- 
gen Jahren von Reichen noch als Millionär»innen, 
so spricht man heute von Milliardär+innen. 


RAINER KIPPE, SOZIALISTISCHE SELBSTHILFE MÜLHEIM 


Betrug der verfügbare Wohnraum pro Kopf in 
Deutschland 1991 noch 35 qm in 1,8 Wohnräu- 
men, so waren es im Jahre 2021 schon 48 qm in 
2,3 Wohnräumen, demnach 37 Prozent mehr in 
30 Jahren. Trotz allen Debatten um Wohnungs- 
mangel leben die Menschen in Deutschland im 
Schnitt auf immer mehr Wohnfläche. Wachstum 
gab es allerdings nur für die Wohlhabenden. An 
der großen Masse der Bevölkerung ging dieses 
Wachstum vorbei. Hier leben mitten im reichen 
Deutschland so wie unmittelbar nach dem zwei- 
ten Weltkrieg wieder Familien mit Kindern in 
einem Zimmer, werden zwangsgeräumte alte 
Menschen in Mehrbettzimmern in herunterge- 
wirtschafteten Billighotels untergebracht und 
schlafen psychisch Kranke wie im 19. Jahrhun- 
dert unter den Brücken. 

Gleichzeitig stieg die Zahl der obdachlosen 
Menschen. Nach Angaben der Bundesarbeits- 
gemeinschaft Obdachlosenhilfe waren im Juni 
2022 in Deutschland 447.000 Menschen ohne 
Wohnung, 50.000 davon lebten obdachlos 
auf der Straße. Das waren gleich 13 Prozent 
mehr als ein Jahr zuvor. Dafür gibt es keinen 
vernünftigen Grund und vor allem fehlt dafür 
jede rechtliche Begründung, denn die amtlich 
so genannte »Wohnungswirtschaft« gehört 
zur »Kommunalen Daseinsvorsorge«, die allen 
zusteht. Diese Zustände verstoßen gegen die 
Menschenrechtskonvention der Vereinten Nati- 
onen, wonach eine menschenwürdige Wohnung 
ein unveräußerliches Menschenrecht darstellt. 
Bisher nicht untersucht ist der wirtschaftliche 
Schaden für die Gesellschaft durch die wachsen- 
de Obdachlosigkeit, geht man doch davon aus, 
dass es zehnmal teurer ist, einen Obdachlosen 
in die Gesellschaft zurückzuholen, als Obdach- 
losigkeit zu vermeiden. 


Ein Pänomen der » Moderne « 


Bei einer historischen Betrachtung fällt auf, 
dass die Jäger*innen und Sammler*innen für 
alle Stammesmitglieder einen Platz am Lager- 
feuer hatten. Noch die mittelalterliche Gesell- 
schaft kannte gar keine Obdachlosigkeit, weil 
die Menschen in dörflichen Gemeinschaften 
lebten, die für ein Existenzminimum aller sorgte. 
Daher stammt das heutige Verständnis, welches 
die Obdachlosigkeit rechtlich den Gemeinden 
zuordnet, während etwa die Bekämpfung und 
Verwaltung von Arbeitslosigkeit der staatlichen 
»Bundesagentur für Arbeit« zugewiesen ist. 
Obdachlosigkeit als gesellschaftliches Phänomen 
zeigt sich überhaupt erst mit der Einführung des 
Kapitalismus. Damals wurden Menschen von 
ihren Höfen, Äckern und Weiden vertrieben 
und gezwungen, menschenunwürdige Arbeit in 
Fabriken anzunehmen. Dort, wo sie sich dem 
durch Flucht zu entziehen suchten, wurden 
sie von den Behörden eingefangen und in so 
genannten »Zuchthäusern« zusammengesperrt 
und durch brutalen Zwang zur entfremdeten, 
ausbeuterischen Arbeit »erzogen«. 

Auch die heutzutage weltweit steigende 
Obdachlosigkeit ist nicht zu trennen von der 
Wirtschaftskrise, die die modernen Marktwirt- 
schaften strukturell befallen hat. Diese soll durch 
neoliberale Politik bewältigt werden, durch 
die Auflösung weiter Teile des Sozialstaates 
und zwar insbesondere auf dem Gebiet der 
Wohnungswirtschaft. So wurde in Deutschland 
unter der Regierung Kohl in einem ersten Schritt 
den gemeinwirtschaftlichen Wohnungsunter- 
nehmen die Gemeinnützigkeit entzogen. Unter 
der Regierung Schröder wurden dann in einem 
zweiten Schritt Kommunen und Staatsgesell- 
schaften wie Bahn und Post gezwungen, ihren 
gemeinnützigen Wohnungsbesitz zur Finanzie- 
rung des Staates auf dem internationalen Kapi- 
talmarkt zu verscherbeln. Wohnungsgesellschaf- 
ten wie »Vonovia« sind deshalb Symptome eines 
gnadenlosen Liberalismus. Die sozial gebändigte 
Marktwirtschaft stand dem im Wege. So wurde 


das kommunale und gemeinwirtschaftliche 
Tafelsilber verhökert und in der Folge zeigte sich 
die Obdachlosigkeit wieder als eine gesellschaft- 
liche Seuche, die in den 1950er und 1960er 
Jahren schon überwunden war. 

Das Problem von Wohnungsmangel und 
Obdachlosigkeit ließe sich folglich ganz einfach 
lösen, indem der Staat endlich wieder die 
Gemeinnützigkeit der sozialen Wohnungsun- 
ternehmen und Genossenschaften einführt, dazu 
selbst in den Wohnungsbau investiert. Vor allem 
braucht es nach dem Wiener Vorbild wieder 
den Bau von kommunalen Wohnungen, anstatt 
Steuermittel für sogenannte Sozialwohnungen 
in Milliardenhöhe an internationale Wohnungs- 
unternehmen zu verschenken. 

Durch diesen gesellschaftlichen Rückschritt ist 
nun der drohende Verlust der Wohnung wieder 
zu der Peitsche geworden, mit der der Staat die 
angeblich faulen oder nutzlosen Proletarier*in- 
nen aus ihrer »Sozialen Hängematte« (Helmut 
Kohl) jagt, um sie zurück zur Ausbeutung an die 
Fließband-Maschinen zu treiben, die es durch 
die Computerisierung allerdings so schon lange 
nicht mehr gibt. Es ist demnach in erster Linie 
ein ideologischer Krieg, der hier geführt wird, 
und die Parteien haben nicht mehr lange Zeit, 
ihn zu beenden, bevor ihnen wie 1933 radika- 
le rechtslastige und profaschistische Parteien 
schließlich die Zügel aus der Hand nehmen. Dies 
ist auch der Hintergrund für die Äußerung des 
liberalen Vorzeigepolitikers Gerhard Baum von 
der (alten) FDP, der kürzlich im Kölner Stadt- 
anzeiger anlässlich eines Besuches bei einer 
Obdachloseninitiative in Köln-Mülheim darauf 
hinwies, dass Deutschland die Machtübernah- 
me durch die AfD droht, wenn das Problem der 
Obdachlosigkeit nicht gelöst werde. 


Housing First statt 
Absturz in die Barbarei 


Die heute grassierende Obdachlosigkeit trägt 
im Unterschied zur Obdachlosigkeit der Frühin- 
dustrialisierung in sich keine »positive« Lösung, 
weil im Unterschied zum Frühkapitalismus keine 
neue industrielle Blüte mehr hervorgebracht 
werden kann, die Gesellschaft also lediglich 
entsolidarisiert und in den Abgrund getrieben 
wird. Diese ökonomische und gleichzeitig auch 
soziale Sprengkraft der neuen Obdachlosigkeit, 
wenn ich sie hier einmal so nennen darf, ruft alle 
Gruppen auf, die mit Kundgebungen, Hausbe- 
setzungen und fortschrittlichen sozialen Projek- 
ten gegen die Obdachlosigkeit angehen, ihren 
Kampf zu verstärken und den Staat unter Druck 
zu setzen, endlich wie in Finnland das »Housing 
First«-Konzept umzusetzen. Denn es geht um 
nicht mehr und nicht weniger, als den Absturz 
der Gesellschaft und die Rückkehr in eine Barba- 
rei des Frühkapitalismus zu verhindern. 

Innerhalb der neoliberalen Logik ist die 
Obdachlosigkeit auch schon lange mit der 
Hetze gegen Alte, Kranke, gegen Geflüchtete, 
Drogenkranke und Armutskriminelle verknüpft 
und überhaupt gegen alle Menschen mit 
abweichendem Verhalten. Die Verfolgung der 
Obdachlosen als Aussätzige war übrigens auch 
ein Hauptanliegen der beiden großen Mensch- 
heitsverbrecher des vergangenen Jahrhunderts, 
Hitler und Stalin, die bei ihren Mordaktionen 
in ihren Massenvernichtungslagern immer 
mit der Verfolgung von Obdachlosen, »Asozi- 
ale« genannt, begannen, weil ein Widerstand 
der von Armut und vom Untergang bedrohten 
sozialen Gruppen sich so am leichtesten auf die 
schwächsten Opfer umlenken ließ. Auch jetzt 
äußert sich die Angst vor dem eigenen sozialen 
Untergang wieder im Hass gegen die Opfer: die 
Mordtaten gegen Obdachlose nehmen zu. 

In Köln zeigt sich der ganze Irrsinn der 
kommunalen Politik und die Unfähigkeit der 
regierenden Parteien besonders deutlich, war 
doch Köln die Stadt, in der die Obdachlosig- 
keit der unteren Schichten Anfang der 1970er 
Jahre durch ein soziales Musterprogramm, das 
so genannte »Hundert Millionen Programm«, 
umfassend behoben wurde. Die obdachlosen 
Opfer waren damals vorwiegend kinderreiche 
Familien, also Menschen, die besonders vorbild- 
lich den Geboten ihrer Kirche gegen Abtreibung 
und Empfängnisverhütung gefolgt waren und 
deshalb in Weltkriegsbunkern, ehemaligen 
Kasernen der Kaiserzeit und in Notbehausungen 
entlang der Bahndämme vegetieren mussten. 

Dieses Programm, für welches die Stadt jedes 
Jahr aus eigenen Mitteln zehn Jahre lang zehn 


4 » Jedem Mensch eine Wohnung « 


Millionen aufwendete, führte dazu, dass eine 
eigene städtische Gesellschaft 18.000 Wohnun- 
gen baute und so die Obdachlosigkeit in Köln 
abschaffte. Die Betroffenen wurden wie beim 
heute wieder anvisierten Housing First durch 
Sozialarbeiter*innen umfassend beraten und 
begleitet. Köln war damit bundesweit Vorreiter. 
Gleichzeitig wurde das Wohnungsamt konzepti- 
onell modernisiert, um zukünftige Wohnungslo- 
sigkeit zu vermeiden, indem die zu räumenden 
Wohnungen so lange beschlagnahmt wurden, 
bis eine Ersatzwohnung zur Verfügung stand. 

Mit der Übernahme der Macht im Kölner 
Rat durch die schon damals neoliberalen 
Parteien CDU und FDP im Jahr 1999 wurde 
das Wohnungsamt zerschlagen und die Hilfen 
Schritt für Schritt heruntergefahren. So gibt 
es jetzt ein Wohnungsamt ohne Zuständigkeit 
für Obdachlose und ohne eigenen Wohnungs- 
bestand. Die Fachstelle Wohnen bringt einfach 
alle Betroffenen unterschiedslos in den Mehr- 
bettzimmern der abgewrackten und gleichwohl 
teuren Billighotels unter. Für die obdachlosen 
Menschen bedeutet dies die Pest der »Hotels« 
oder die Cholera der Parkbänke. Heute ist die 
Stadt Köln damit erneut Vorreiter geworden, 
allerdings im Ausmaß von Obdachlosigkeit. Die 
aktuell regierende Koalition unter Führung von 
Grünen und CDU hat sich dem Problem seit ihrer 
Machtübernahme 2020 verweigert. Die Obdach- 
losigkeit wuchs und wächst. 

Jetzt ist endlich die SPD-Opposition aufge- 
standen. Nach jahrelangen Mahnwachen, 
Kundgebungen, Eingaben und Hausbesetzun- 
gen seitens rühriger Aktivist*innen und einer 
wachsenden kritischen Berichterstattung in 
Presse, Rundfunk und Fernsehen fordern die 
Sozialdemokrat*innen nun für Köln ein neues, 
umfassendes Wohnungsbauprogramm in Höhe 


Foto: Helmut Nick 


von einer Milliarde Euro (!) für die nächsten 
zehn Jahre für den Bau von 20.000 Sozialwoh- 
nungen. Damit ist die unsägliche Blockade-Po- 
litik erstmals durchbrochen. 


Link: wohnungsnot.koeln 


SPD-Wohnungsbauprogramm: 


ssm-koeln.org/ueber_uns/intro.htm 
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10 conTRAsTE 


SCHWERPUNKT OBDACHLOSIGKEIT ÜBERWINDEN 


» NEUE ARBEIT« UND IHR GROSSES POTENTIAL 


Housing + Working First beim SSM 


» Neue Arbeit« bei der Sozialistischen Selbsthilfe 
Mülheim (SSM) meint Verknüpfung von gemein- 
samer Erwerbsarbeit mit Selbstversorgung und 
konkretem Eintreten für Menschenrechte. Von 
Anfang an war es der Kölner Selbsthilfe ein zentra- 
les Anliegen, Wohnungsnot und Obdachlosigkeit 
zu bekämpfen. So besorgten schon 1969 SDS-Stu- 
dent=innen ein Dach über dem Kopf, als Kinder 
und Jugendliche aus Schwarze-Pädagogik-Hei- 
men flüchteten. 


HEINZ WEINHAUSEN, SOZIALISTISCHE SELBSTHILFE MÜLHEIM 


1974 begann die Selbsthilfe dann, mit den 
Betroffenen selbst mittels Wohnungsauflösun- 
gen und Secondhand-Verkauf ihren bescheide- 
nen Lebensunterhalt zu verdienen und durch 
Hausbesetzungen Wohnraum für sich selbst und 
andere zu erkämpfen. Die Häuser wurden dann 
ausgebaut und wenn möglich, legalisiert. 

40 Jahre später wagten die Mitglieder der 
SSM ein neues Kapitel von »Neuer Arbeit« 
aufzuschlagen. Am Faulbach, dem errungenen 
Gelände der neuen SSM-Zweigstelle, planten 
sie einen Neubau mit Wohnen für obdachlose 
Menschen samt Schaffung von Arbeitsplätzen 
innerhalb des Selbsthilfe-Projektes. 

Im März 2017 ging es zur Sache. Die Aufgabe: 
Baue ein Cafe und ein neues Gebäude im Grund- 
riss von 10 x 20 Metern. Errichte in der ersten 
Etage Wohnräume für sechs zukünftige Mitglie- 
der der Selbsthilfegemeinschaft, im Erdgeschoss 
eine Verkaufshalle für Gebrauchtmöbel. War das 
zu schaffen? Null Ahnung als Bauherr, zunächst 
ohne ausreichende Finanzierung und dann 
noch bei laufendem Geschäftsbetrieb, um den 
Lebensunterhalt zu verdienen. Eine Herkules- 
aufgabe: Die SSM war Bauherrin, Koordinatorin, 
Finanzjongleurin und Bauhelferin. Schritt für 
Schritt machten sich die Bauleute auf den Weg 
und das drei Jahre lang; manchmal auch bis zur 
Erschöpfung. 

2020 war dann alles gut geworden. Grund- 
lage dieses Erfolges war wie stets bei der SSM 
das Motto »Die Mischung macht’s«. Eines der 
Mitglieder geht in einem Arbeitsbereich mit 
aller Energie in erster Reihe voran und zieht 
die anderen mit, insbesondere die, die über 
handwerkliche Grundfertigkeiten verfügen. Die 
eingebrachte Muskelhypothek war auch drin- 
gend gefragt, um die Baukosten im Rahmen 


4 SSM 2019: Housing fırst in der ersten Etage, Working fırst im Erdgeschoss 


halten zu können. Baulicher Sachverstand kam 
vom Architekten und einem Ingenieurbüro für 
Brandschutz. Spezialaufgaben wie den Rohbau 
vergaben wir an einige Firmen. Für den Innen- 
ausbau konnten wir einen uns schon bekannten 
und bewährten Allround-Handwerker gewinnen, 
dem wir zuarbeiteten. 


KÖLN - SOLIDARISCHES WOHNPROJEKT STATT VERKAUF 


Obdachlose besetzten Jugendstilhaus 


»Wir haben keine Wohnung für Frau Brehm«, 
schrieb der Kölner Sozialdezernent Rau Anfang 
März 2019 an die Sozialberatung der SSM. Seit 
neun Monaten irrte die obdachlose Ursula Brehm 
(72) daschon durch Köln, um Schlafgelegenheiten 
zu finden. Auch der massive Vorwurf, dass sich 
die Kölner Stadtverwaltung dadurch ordnungs- 
widrig verhalte, weilsie hilflose, ältere obdachlose 
Menschen der Gefahr für Leib und Leben aussetzt, 
prallte ab. Was tun? Selbsthilfe durch Hausbeset- 
zung. 


HEINZ WEINHAUSEN, REDAKTION KÖLN 


Mitte März war es schon soweit: Mehrere ältere 
obdachlose Frauen drangen mit Mitgliedern der 
SSM in das leerstehende städtische Haus der 
Bergisch Gladbacher Straße 1006 ein. Schnell 
hing ein Transparent »Ihr werdet uns nicht los 
— Obdachlose Frauen brauchen Wohnraum« 
aus dem Fenster. Lokalreporter*innen führten 
Interviews. So erfuhr ganz Köln von deren Notla- 
ge. Und dass die Stadt das Top-Jugendstilhaus 
über Jahre verkommen ließ und nun vorhatte, 
es meistbietend an einen Investor zu verhökern. 
Die Polizei marschierte auf, aber auch der Leiter 
des Liegenschaftsamtes, der den Betroffenen 
Wohnraum zusagte, wenn sie die Besetzung 
beendeten. Das Versprechen war erwartungs- 
gemäß nicht viel wert, aber immerhin fanden sie 
nach Monaten (!) - begleitet von weiteren Beset- 
zungen in leerstehenden kommunalen Häusern 
—- doch noch menschenwürdiges Wohnen. 

Der Skandal der BG 1006 allerdings blieb. 
Die Politik geriet unter Druck, da das städtische 


Haus nach den eigenen Beschlüssen für sozia- 
les Wohnen bestimmt war. So tat sich ein Weg 
auf. Die Stadt vergab ihr Haus in langjähriger 
Erbpacht an einen sozialen Träger. Sie entschied 
sich für das Konzept von »Gemeinwohlorien- 
tiertem Wohnen« des neu gegründeten Vereins 
»Tausendsechs«. Mitglieder aus anderen bedroh- 
ten Hausprojekten und dem unterstützenden 
Verein »MachMit!« hatten sich hier zusammen- 
getan. Nun entstehen in dem Jugendstilhaus für 
20 Menschen je nach Einkommen freie wie sozi- 
al geförderte Wohnungen, aber auch Gemein- 
schaftsräume wie Küche und Arbeitszimmer. 
Der Innenhof wird nun für alle nutzbar sein. 
Geplant ist auch eine Wohnung für Menschen 
in Hafturlaub. Die Vorzüge hebt Bewohnerin 
Philippa Schindler hervor: »Ich finde es schön, 
mit meiner Tochter nicht allein in einer kleinen 
Zweizimmer-Wohnung leben zu müssen. Und 
diese Möglichkeit bietet das Haus hier.« Darü- 
ber hinaus soll die 1006 Räume für soziale und 
kulturelle Angebote im Stadtquartier bieten. 

Die ambitionierte Sanierung ist barrierefrei 
und klimafreundlich vorgesehen. Die Kosten 
von 2,5 Millionen Euro - Muskelhypothek schon 
mit einbezogen - kann das Projekt nicht allein 
stemmen, der Verein bittet um Direktkredite. 
Die jetzigen und zukünftigen Bewohner*innen 
verwalten ihr Hausprojekt selbst, Miete bezahlen 
sie in die Vereinskasse, woraus der Erbpachtzins 
überwiesen wird und die Investitionen nach und 
nach abbezahlt werden. 


Link: 


www.tausendsechs.de / www.ina-koeln.org 


Ohne Hilfe von außen - finanziell wie tatkräftig 
— hätten wir all das nicht stemmen können. Das 
Unterstützungs-Netzwerk reichte von Prominen- 
ten wie dem Kabarettisten Jürgen Becker und 
dem Pfarrer Franz Meurer bis hin zu vielen sozial 
engagierten Menschen. Auch die Stadt Köln gab 
170.000 Euro zur Bekämpfung von Obdachlosig- 
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keit dazu. Letztlich konnten das Möbellager und 
das Cafe KommRhein ganz ohne Schuldenlast 
eröffnen. Ende 2019 zogen die ersten Betroffenen 
ein. So geht vernetzte intelligente Selbsthilfe. 


Link zur Broschüre » Die Halle-am-Rhein« (2022): 


ssm-koeln.org/ueber_uns/intro.htm 


KÖLN 1932 - SIEDLUNGSPROGRAMM FÜR ARME 


Arbeitslose bauten ihr Haus 


Meist wird die Weimarer Republik als versagen- 
de Demokratie eingeordnet. Dass sie auch sozi- 
ale Perlen hervorbrachte, ist weitgehend unbe- 
kannt geblieben. So legte die Regierung Brüning 
1932 nach drei Jahren Weltwirtschaftskrise und 
Massenarbeitslosigkeit ein bemerkenswertes 
Selbsthilfe-Programm vor: Bau von Erwerbslo- 
sensiedlungen. 


HEINZ WEINHAUSEN, REDAKTION KÖLN 


Fordern und fördern -— so würde heute wohl 
das Konzept genannt werden. Gefördert wurde 
damals noch essenziell, so dass Erwerbslose sich 
am Rande von Großstädten in neuen Siedlungen 
ihre eigenen Häuser samt Gartenparzelle bauen 
konnten. In Köln wurde als Bauträgerin die noch 
heute bestehende GAG (Gemeinnützige Aktien- 
gesellschaft für Wohnungsbau) beauftragt. Diese 
stellte Baukolonnen mit 30 Leuten zusammen. 
Ein Teil waren Fachhandwerker wie Maurer, 
Dachdecker und Klempner. Diese wurden zu 
üblichen Löhnen eingestellt. Den größten Teil 
stellten Bauhelfer, nämlich Arbeitslose, die meist 
erbärmlich in der Innenstadt wohnten. Gefor- 
dert wurde nicht wenig von ihnen, nämlich dass 
sie von Montag bis Samstag ihre Arbeitskraft 
einbrachten und dies bei einem Hungerlohn. 
Im Sommer waren es zwölf Stunden, im Winter 
wurde bis Einbruch der Dunkelheit gearbeitet. 
Die Arbeitsordnung war streng: »Widersetz- 
lichkeit, Arbeitsverweigerung, schuldhaftes 
schlechtes Arbeiten, wiederholte Verspätun- 
gen oder unentschuldigtes Fernbleiben von 
der Arbeitsstelle können die Ausschließung des 


Siedlers ohne jeden Vergütungsanspruch zur 
Folge haben.« Die meisten hielten durch beim 
Bau von insgesamt 1.100 Häusern in verschie- 
denen Kölner Stadtteilen. Ihnen winkte, dass sie 
mit ihrer Familie garantiert in einem der neuen 
Häuser bei günstiger Miete wohnen konnten. 
Nach fünf Jahren hatten sie das Recht, sich als 
Eigentümer eintragen zu lassen und den günsti- 
gen Kaufpreis nach und nach abzubezahlen. Die 
geringen Kosten waren durch die eingebrach- 
te Eigenarbeit und die Programmförderung 
möglich geworden. 

Dazu gehörte auch ein eigener Garten für 

Selbstversorgung und Kleintierhaltung dazu: 
»Beim Einzug bekam jede Familie vier Hühner, 
zwei Kaninchen, sechs Obstbäume, sechs 
Beerensträucher, Gartengeräte und einen 
Bollerwagen.« Die GAG gab Kurse dazu. Im 
Nachhinein zeigte sich ein wichtiger sozialer 
Aspekt. Durch das gemeinsame Bauen für das 
Eigene hatten sich viele im Arbeitsalltag kennen 
und schätzen gelernt. Damit war auch schon 
der Boden bereitet für gute Nachbarschaft und 
gegenseitige Hilfe. 
Heutige Sozial- und Städteplanungspolitiker*in- 
nen könnten sich von diesem bewährten Arbeits- 
losenprojekt manch eine Schnitte abschneiden. 
Wenn sie dann auch noch von jahrzehntelanger 
»Neuer Arbeit« wie bei der SSM hören, stau- 
nen sie nicht wenig. Dabei bleibt es dann aber 
allermeist. 


Quelle: Uns Veedel - Der Beitrag der GAG zur Entwicklung Kölner 
Stadtteile, 1988 


PDF unter: ssm-koeln.org/ueber_unsj/intro.htm 
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SCHWERPUNKT OBDACHLOSIGKEIT ÜBERWINDEN 


SATIRE-PROTEST GEGEN WOHNUNGSNOT IM KÖLNER VILLENVIERTEL 


Reichen ein Zuhause 


Wir suchten den 


Ein sonniger Tag im Oktober 2023. Mitten in Mari- 
enburg startete kölngerecht um 11:11 Uhr eine 
Demonstration der besonderen Art. Dem bunten 
Zug durch das Villenviertel schlossen sich aller- 
dings keine Bewohner=innen des Stadtteils an, 
obwohl die 60 Querulant=innen ein großes Herz 
gerade für die Reichen und ihre Sorgen zeigten. 


KLAUS JÜNSCHKE, KÖLN 


So forderten sie in bunten Kostümen auf ihrer 
Pappschildern: »Hoch die internationale Renta- 
bilität«, »Wir haben was Besseres verdient«, 
»Unfair teilen statt umverteilen«. Sie verteidig- 
ten auch unqualifizierte Angriffe auf die Millio- 
näre, als gerufen wurde »Meins bleibt Meins - 
Reichtum, wie er singt und lacht«, »Leistung och 
nö — Wir erben lieber.« Mit scharfen kölschen 
Texten und Melodien aus der Rocky Horror 
Picture Show sorgten die Pappnasen Rotschwarz 
für prima Stimmung. 

In seiner Rede machte Kalle Gerigk von »Recht 
auf Stadt« dann voller Mitleid auf die »traurigen« 
Verhältnisse für Reiche in Köln aufmerksam. So 
würde in dem Kiosk in Marienburg ein Kaffee 
lediglich 2,40 Euro kosten. Fassungslos fragte 
er: »Wie kann ein Reicher sich da wohlfühlen? 
Wir wollen uns doch nicht schämen für unsere 
Heimatstadt, wir müssen doch mithalten können 
mit den stolzem Preisen in den Metropolen der 
Welt.« Hin und wieder kamen Eigentümer*in- 
nen vor ihr Haus und einige beantworteten die 
Frage von Kalle, wie viel Euro der Quadratmeter 
ihres Hauses wert sei. Bei 4.000 Euro zeigte sich 
Kalle entsetzt und klärte die verdutzten Marien- 
burger*innen über die Preise in Paris, London 
und New York auf, wo Eigentumswohnungen für 
25, 170 und über 200 Millionen Euro gekauft 
werden können. Ungläubig hörten sie Kalle zu, 
der behauptete unsere Demo diene vor allem 
der Aufwertung des Villenviertels und dem 
Anschluss des Stadtteils an das Weltniveau. Erst 
sein Song »Der Millionär« hob die Stimmung 
wieder. 

Die gute Stimmung verdarb dann das medi- 
zinische Pappnasen-Personal, welches ernsthaft 
die grassierende »Privatitis« und »Profitose« 
heilen wollten. Sie hatten sogar ein »Ausstiegs- 
programm für Reiche« in petto — natürlich 
vergeblich. 

Die gute Laune ging dann ganz in den 
Keller, als SSM-Aktivist Rainer Kippe doch 
tatsächlich widerrechtlich auf ein Gelände 
eindrang und den Balkon der leerstehenden 
Villa besetzte. Anstatt »Eure Armut kotzt uns 
an« zu beschwören, wagte er doch tatsächlich 
im Reichenviertel ein Herz für Arme zu zeigen: 
»Jedem Jeck sing Wohnung - Schafft endlich 
die Obdachlosigkeit ab.« Unbeeindruckt 
von Protesten hetzte er weiter: »Während 
Menschen auf den Straßen Kölns verelenden, 
stehen überall in Köln Häuser und Wohnungen 


A Besetzung - »Hier könnten deine Leute wohnen« 


4 Satiredemo - Beliebte Forderung 


leer, selbst Büroimmobilien haben Leerstand. 
Alle Obdachlosen könnten in abschließbaren 
Einzelzimmern untergebracht sein, wenn wir 
in einer Stadt lebten, in der das Leben und das 
Existenzrecht von Menschen mehr gilt als das 
Eigentum.« Mit diesem Skandal endete der so 
heiter begonnene Protestzug. 


INITIATIVE »KÄLTESCHUTZ IM MEHRINGHOF« 


Ein Ort der Menschenwürde 


Die Initiative » Kälteschutz « im Berliner Mehringhof 
errichtet jährlich im Winter eine Notübernachtung 
für wohnungslose Menschen im soziokulturellen 
Hausprojekt Mehringhof. Viele Ehrenamtliche 
sorgen dann dafür, dass zwischenzeitlich ein 
Raum geschaffen wird, in dem sich Menschen 
nachts vor Minusgraden schützen können. Die 
können ein Leben auf der Straße nämlich massiv 
gefährden, gesundheitliche Schäden hinterlassen 
oder sogar lebensbedrohlich werden. Vor allem 
dann, wenn Substanzen wie Alkohol konsumiert 
werden oder Vorerkrankungen vorliegen. 


ANASTASIA HILLIGER, BAD KREUZNACH 


Das Angebot von 25 Schlafplätzen, von denen 
sechs für FLINTA*-Personen eingerichtet sind, 
wird von der gesamten Projektgemeinschaft 
unterstützt. Konkret bedeutet das, dass der 
Mehringhof - ein Gebäudekomplex mit vielen 
sozialen Projekten und solidarwirtschaftlichen 
Betrieben - in der Zeit zwischen Ende Oktober 
und Anfang April jeden Donnerstagabend auf 
Freitagvormittag Räume unentgeltlich zur Verfü- 


gung stellt. Da die Schlafplätze nur temporär 
bestehen können und jedes Mal aufs Neue auf- 
und wieder abgebaut werden, braucht es zum 
einen viele Menschen, die mit anpacken und 
zum anderen ein gewisses Knowhow. Dafür 
sorgt ein Kernteam, das sich um die Organisati- 
on, den Wissenstransfer und die Weiterbildung 
des Teams kümmert. Seit Jahren beweist das 
Projekt dabei, dass autonome Verwaltung auch 
in großen Gruppen funktionieren kann. Check- 
listen ermöglichen eine organisatorische Über- 
sicht, Schichten sorgen für einen konstanten 
Ablauf und bewährte Methoden unterstützen 
bei Entscheidungsfindungen. Hier geht es um 
Niedrigschwelligkeit für alle, die beteiligt sind. 

Die meisten Gäste, die das Angebot von Über- 
nachtung, warmen Abendessen, Frühstück, dazu 
Spenden von Kleidung und Hygieneutensilien 
nutzen, sind liebe alte Bekannte geworden. Seit 
1996 gibt es den Kälteschutz im Mehringhof 
bereits. Da erscheint es nicht verwunderlich, 
dass eine gewisse familiäre Atmosphäre herrscht. 
Während staatlich geförderte Projekte mit ihrem 
Sozialarbeitsauftrag oft eine gewisse Distanz 


pr 


4 Störenfriede bei der Satiredemo 


Video zu » Millionär « Kalle singt im Kölner Villenviertel: 
https://kurzelinks.de/moog 


Pressebericht: 
https://kurzelinks.de/6919 


erzeugen oder missionierend sind, nutzt man 
im Mehringhof die Zeit, um mit Freund*innen 
zusammen zu sein. Hier ist Mensch willkommen, 
Mensch zu sein. Konflikte darf es geben, denn 
die Erfahrung zeigt, dass sich die meisten durch 
Gespräche und Toleranz lösen lassen. Es klingt 
banal, ist aber oft der Punkt, an dem staatliche 
Hilfe scheitert. 

Die Zahl der wohnungslosen Menschen hat 
sich in den letzten Jahren mehr als verdoppelt. 
Dank neoliberalem Stur- und Starrsinn ein 
immenser Verlust, der sich auch durch anste- 
hende, massive Kürzungen im Sozialwesen 
noch drastisch verschlechtern wird. Räume, die 
ernsthaften Schutz bieten, physischen wie auch 
seelischen, für die Menschen, die täglich dem 
Potential ausgesetzt sind Gewalt zu erleben, 
verdienen unsere Hochachtung. Genauso wie 
die Menschen, die dieses taffe Leben führen 
und täglich bewältigen. Es gibt diese Orte der 
Menschenwürde. Der Mehringhof ist einer 
davon. 


Link: kaelteschutz-mehringhof.de 


Fotos: Helmut Nick 
Lesetipps 


Klaus Jünschke, Rainer Kippe, Martin Stankowski: 
Ratschläge - Gegen Wohnungsnot und Stadtzer- 
störung in Köln, Weismann 2020, 110 Seiten, 8 Euro 


Richard Brox (Hg.), Vorwort von Günter Wallraff: 
Deutschland ohne Dach - Die neue Obdachlosig- 
keit, Rowohlt 2023, 290 Seiten, 13 Euro 


Christina Bacher (Hg.): Die Letzten hier - Köln im sozi- 
alen Lockdown, Daedalus 2021, 138 Seiten, 12 Euro 


Wöchentliche Rundbriefe vom » Aktionsbündnis 
gegen Wohnungsnot und Stadtzerstörung« unter: 
wohnungsnot.koeln 

Dierk Borstel, Tim Sonnenberg, Stephanie Szcze- 
panek (Hg.): Die »Unsichtbaren« im Schatten der 
Gesellschaft - Forschungen zur Wohnungs- und 


Obdachlosigkeit am Beispiel Dortmund, Springer 
2021, 223 Seiten, 44,99 Euro 
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SCHWERPUNKT OBDACHLOSIGKEIT ÜBERWINDEN 


REZENSION: »GEFANGEN & WOHNUNGSLOS« 


Von der Obdachlosigkeit in den Knast 


Da ich ein längst überfälliges Buch mit dem Titel 
» Gefangen & Wohnungslos« vorstellen möchte, finde 
ich es wichtig, zu betonen, dass ich mich zur Zeit in 
genau dieser Situation befinde. Außerdem möchte 
ichsagen, dassmein Wegin den letzten Jahrenimmer 
wieder von der Wohnungslosigkeit in die Obdach- 
losigkeit und dann in die Haftsituation geführt hat. 


BLECKI, JVA SIEGBURG 


Wohnungslos bedeutet, dass ich keine eige- 
ne Wohnung habe, aber immerhin noch durch 
Aufnahme in der Wohnung von Verwandten 
oder Bekannten auf Zeit oder in einer karitativen 
Einrichtung für Wohnungslose ein Dach über dem 
Kopf habe. Das hat den Vorteil, die Nacht in einem 
abgeschlossenen geschützten Raum, vielleicht 
sogar in einem richtigen Bett, aber immerhin auf 
einem Sofa oder einer Matratze auf dem Boden 
liegend verbringen zu können. Das ist mir in der 
Obdachlosigkeit nicht mehr möglich. Dann bin 
ich auch nicht mehr in der Lage, irgendwelche 
finanziellen Forderungen, wie zum Beispiel eine 
vom Gericht verhängte Geldstrafe zu bedienen, 
und sei es auch eine Zahlung in Raten, um die ich 
gar nicht mehr bitten kann, da ich von Sonnenauf- 
gang bis Sonnenuntergang damit zu tun habe, mir 
etwas zu essen und einen einigermaßen sicheren 
und vor Witterungseinflüssen geschützten Schlaf- 
platz zu suchen. Dazu kommt noch, wie bei den 
allermeisten meiner Leidensgenossen, regional wie 
weltweit, dass ich suchtkrank bin. Das bedeutet, 
dass ich zusätzlich zu meiner täglichen Sorge um 
Nahrung und Schlafplatz auch noch meine Sucht 
bedienen muss, die mich letztendlich noch daran 
hindert, meine Lebenssituation wieder zu verbes- 
sern. Es ist einfach aus eigener Kraft nicht mehr 
möglich, so dass eine Art Teufelskreis entsteht, 
wenn Sie wissen, was ich meine. 

Wenn Sie nicht wissen, was ich meine, kann 
ich Ihnen das Buch von Klaus Jünschke mit dem 
Titel »Gefangen & Wohnungslos« ans Herz legen. 
Ich hatte das Glück, kurz nach meiner letzten 
Inhaftierung Anfang Dezember 2022 in die Unter- 
suchungshaft in der JVA Köln, zusammen mit 
drei Mitgefangenen nachmittags an der von Klaus 
Jünschke geleiteten »Erzählwerkstatt« teilneh- 
men zu können. Er hat uns Fragen gestellt und 
wir haben erzählt, von uns, von unserer Lebens- 


situation kurz vor der Inhaftierung, aus unserer 
Vergangenheit, vom Knastalltag. Wir konnten 
auch unsere Meinungen zu sozialen oder straf- 
rechtlichen Themen äußern. Insgesamt hat er mit 
20 Gefangenen in drei verschiedenen Justizvoll- 
zugsanstalten in diesem Rahmen gesprochen, 
über einen Zeitraum von mehreren Monaten. 

Das Buch ist inzwischen erschienen. Nachdem 
ich es nun gelesen habe, kann ich sagen, dass 
schon allein die Vorbereitungen dazu eine große 
Bereicherung dargestellt haben. Und sicherlich 
nicht nur für mich, auch für die anderen Mitge- 
fangenen, die sich äußern konnten, die ihrer 
Haftzeit damit etwas Sinnvolleres abgewinnen 
konnten. Das Vorwort und die Einleitung geben 
ein gutes Verständnis für die Entstehung und 
Entwicklung des Strafvollzugs, wie wir ihn 
heute erleben bzw. wie er sich heute gestaltet. 
Das kann ich aus täglichen Erfahrungen in der 
Vergangenheit und besonders in meiner jetzi- 
gen Situation nur bestätigen. Ich erlebe den 
Strafvollzug in diesem Sinne als komprimiertes 
Spiegelbild der Gesellschaft. 

Das Buch gibt originalgetreu unsere Gespräche in 
der »Erzählwerkstatt« wieder. Es hat meinen Hori- 
zont erweitert und lässt mich meine langjährige 
Situation in einem klareren Licht sehen. Ich konn- 
te meinen Sozialverstand, der uns letztendlich zu 
Menschen macht, erweitern. Was mir in Zukunft 
hoffentlich helfen wird, Obdachlosigkeit und daraus 
resultierende Straffälligkeit zu vermeiden. 

Ich würde mich freuen, wenn das Buch von 
möglichst vielen Menschen gelesen wird. Seien es 
nun Betroffene wie ich, oder Menschen, die bisher 
noch nicht mit Wohnungs- oder Obdachlosigkeit 
in Berührung gekommen sind oder besser noch, 
Menschen, die sich bei ihrer Arbeit zwangsläufig 
mit dem Thema auseinandersetzen müssen oder 
sollten. Wie zum Beispiel Justizvollzugsbeamte, 
Anstaltsleiterinnen, Richter, Staatsanwältinnen, 
Mediziner, Politiker, Arbeitgeberinnen, Kommu- 
nalangestellte, Bürgermeisterinnen, Stadträte, 
Polizistinnen, Mitarbeitende von Wohlfahrtsver- 
bänden, Kirchendiener und so weiter. 


Klaus Jünschke: Gefangen & Wohnungslos - Gespräche mit 
Obdachlosen in Haft; Weissmann-Verlag, Köln 2023, 476 Seiten, 
25 Euro 


Autor Klaus Jünschke bietet Lesungen an: k.juenschke@gmx.de 


OBDACHLOSIGKEIT ÜBERWINDEN ALS ANTIFASCHISTISCHE POLITIK 


Ein Zuhause für Obdachlose 


Zur Zeit des Nazi-Regimes wurden Wohnungs- 
lose, Alkoholkranke und Wanderarbeiter+innen 
als »Asoziale« und sogenannte Kleinkriminelle 
als »Berufsverbrecher« stigmatisiert, inhaftiert 
und ermordet, weil sie die damals bestehenden 
Nazi-Kriterien von Leistung und Moralnicht erfüll- 
ten. In den Konzentrationslagern trugen sie den 
schwarzen und den grünen Winkel. 


KLAUS JÜNSCHKE, KÖLN 
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75 lange Jahre brauchte es, bis der Bundestag im 
Februar 2020 diese Verbrechen auch Verbrechen 
nannte, als er den Antrag »Anerkennung der 
von den Nationalsozialisten als »Asoziale« und 
»Berufsverbrecher« Verfolgten« annahm. Seitdem 
ist es in der Bundesrepublik offiziell: »Niemand 
wurde zu Recht in einem Konzentrationslager 
inhaftiert, gequält und ermordet.« Sie kamen 
ohne Gerichtsurteil in die Vernichtungslager, 
weil sie für die Nazis schädliche »Ballastexis- 
tenzen« waren: Menschen ohne festen Wohn- 
sitz, Kleinkriminelle nach verbüßter Strafhaft, 
»Arbeitsscheue« und sozial Unangepasste. 

Um diese Opfergruppen zu rehabilitieren und 
ihr erlittenes Unrecht bekanntzumachen, hat der 
Bundestag die Stiftung »Denkmal für die ermor- 
deten Juden Europas« und die KZ-Gedenkstätte 
Flossenbürg damit beauftragt, eine Wanderaus- 
stellung für die breite Öffentlichkeit zu erstel- 
len, die 2024 auf die Reise geht. In einer detail- 
lierten Chronologie wird die Verfolgung dieser 
Menschen in den Jahren von 1933 bis 1945 und 
ihre Verleugnung von 1945 bis 2020 vermit- 
telt. Es bleibt noch viel an Aufklärung zu tun. 
So kommen diese Gruppen von Nazi-Opfern bis 
heute nicht in den Lehrplänen der Schulen vor. 

Die Nazis hatten die sozialen Abwertun- 
gen gegen Nichtsesshafte, Alkoholkranke und 
Wanderarbeiter*innen selbst nicht erfunden, 
wohl aber potenziert. Heute wissen wir, dass die 
Geschichte der Stigmatisierung und Unterdrü- 
ckung von Randgruppen so alt wie die Geschich- 
te des Patriarchats ist. Der Soziologe Christian 
Sigrist, der über die Entstehung von Herrschaft 
geforscht hat: »Allgemein lässt sich die Entste- 
hung von Pariagruppen als Ergebnis von Herr- 
schaftsbildung und wachsender ökonomischer 


Klaus Jünschke 
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Ungleichheit erklären. Die religiöse Überhöhung 
von Herrschaftsinstanzen findet ihren Gegen- 
part in der Dämonisierung von Randgruppen.« 
Damit ist auch ausgesprochen, dass die Vorur- 
teile gegenüber Ausgegrenzten mit politischer 
Bildung und Aufklärung allein nicht aus der Welt 
zu schaffen sind. Auch heute noch grassiert die 
Etikettierung von Leistungsbezieher*innen als 
»Sozialschmarotzer«. 

Kanzler Olaf Scholz betont zwar immer 
wieder den Slogan »You’ll never walk alone«, 
die Realität ist allerdings eine andere. Ein Kölner 
Sozialarbeiter beklagt: »Wir haben uns daran 
gewöhnt, den Obdachlosen beim Sterben zuzu- 
sehen.« Wobei die Städte dazu noch aggressiver 
geworden sind. Normale Bänke, auf denen man 
liegen und schlafen könnte, sind kaum noch zu 
finden. Die öffentlichen Räume wurden umge- 
staltet, um Obdachlose abzuwehren, »defensive 
Architektur« genannt. 

Verleugnet wird auch oft der Zusammenhang 
zwischen der zunehmenden sozialen Ungleich- 
heit mit der sichtbaren Verelendung auf den 
Straßen und den zunehmenden Wählerstimmen 
für die AfD. Zu Beginn seines Vortrags »Aspekte 
des neuen Rechtsradikalismus« sagte Theodor W. 
Adorno, dass das Potential eines neuen Rechtsra- 
dikalismus »dadurch sich erklärt, daß die gesell- 
schaftlichen Voraussetzungen des Faschismus 
nach wie vor fortbestehen.« Der Vertreter der 
Frankfurter Schule dachte dabei »in erster Linie 
an die nach wie vor herrschende Konzentrations- 
tendenz des Kapitals. Fusionen und Übernahmen 
von Unternehmen bedeuten immer Entlassungen. 
So folgt aus der zunehmenden Konzentration der 
Unternehmen die »Deklassierung von Schichten, 
die ihrem subjektiven Klassenbewusstsein nach 


Gespräche mit Obdachlosen in Haft 


durchaus bürgerlich waren, die ihre Privilegien, 
ihren sozialen Status festhalten möchten und 
womöglich ihn verstärken«. 

Das erklärt, warum es überwiegend Menschen 
sind, die meinen, etwas zu verlieren zu haben, 
die AfD wählen. Die Wahlbeteiligungsanalysen 
aus den Stadtteilen, in denen die meisten Armen 
wohnen, ergeben dagegen, dass dort die Quote 
der Nichtwähler*innen am höchsten ist. 

Warum in der Weimarer Republik wieder- 
um nicht linke Parteien vom Niedergang der 
Mittelklasse profitierten, erklärt Adorno so: 
»Diese Gruppen tendieren nach wie vor zu 
einem Haß auf den Sozialismus oder das, was 
sie Sozialismus nennen, das heißt, sie verschie- 
ben die Schuld an ihrer eigenen potentiellen 
Deklassierung nicht etwa auf die Apparatur, 
die das bewirkt, sondern auf diejenigen, die 
dem System, in dem sie einmal Status besessen 
haben, kritisch gegenübergestanden haben.« 
Aber er fügte auch hinzu: »Ob sie das heute noch 
tun und ob ihre Praxis das heute noch ist, das 
ist eine andere Frage.« 

Die Linke heute hat dabei ihr eigenes wider- 
sprüchliches Verhältnis zu den Randgruppen 
aufzuarbeiten. Bei Engels und Marx finden 
sich deutlich kritikwürdige Ausführungen über 
ein nicht zu organisierendes »Lumpenproleta- 
riat«, aber auch dies: »Wenn der Mensch von 
den Umständen gebildet wird, so muss man 
die Umstände menschlich bilden.« Eine erste 
Konsequenz: Wir müssen den Obdachlosen ein 
Zuhause geben. 


Die Wanderausstellung der Stiftung »Denkmal für die 
ermordeten Juden Europas « ist online hier zu verfolgen: 


www.die-verleugneten.de 
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TINY HOUSES 
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BIOTONNE 


Günstigen und nachhaltigen Wohnraum schaffen 


Das kollektive Wohnen und Leben 
stößt oft an architektonische Grenzen. 
Für größere Gruppen ist es oft teuer, 
nachhaltig und baurechtlich abgesi- 
chert in gemeinsamen Gebäuden zu 
leben. Bestehende Gebäude sind zum 
einen oft sanierungsbedürftig und zum 
anderen nur selten auf die Bedürfnisse 
von Wohngemeinschaften ausgerich- 
tet. Tiny Houses könnten eine Lösung 
sein. 


MENSO RAPPOLDT, KÖNIGSWINTER 


Eine Gemeinschaft oder Kommune 
eignet sich als Zentrum, Unterstüt- 
zung und Organisationsbasis für 
eine Vielfalt von Wunschprojekten: 
Ob Solawi, KüfA, soziale Projekte, 
Reparaturcafe, Seminarräume, Food- 
coop-Lager, Foodsharing Fairteiler, 
Werkstätte, Tauschbörse, Agroforst, 
Bäckerei, Druckerei, Papiermühle, 
Waldgarten-Kita, freie Schule, Safe 
Space, Umsonstladen, Naturschutz- 
syndikat, Pflegeheim, Festwiese, 
Trauerstätte oder Kulturbühne. Eben 
weil viele größere Gemeinschaften 
sich mehr vornehmen, als sie umset- 
zen können, fesselt sie die kapita- 
listische Abhängigkeit umso mehr: 
Denn wer mehr organisieren möch- 
te, braucht auch mehr Menschen, die 
organisieren. Und mehr Wohnraum 
ist teuer. Und wer mehr Geld erwirt- 
schaften muss, hat weniger Zeit, um 
zu organisieren. Damit schließt sich 
der Abhängigkeitskreis. 

Wir können keine Alternative zum 
Kapitalismus aufbauen, wenn wir 
dem System jahrzehntelang Tilgun- 
gen oder Mieten schulden. Auch eine 
Konstruktion wie das Mietshäuser- 
syndikat, das Immobilien lang- 
fristig dem Markt entzieht, ändert 
letztendlich wenig daran, dass eine 
erste Generation antikapitalistischer 
Pionier*innen oftmals dem System 
nicht entfliehen kann. Das Geld für 
überteuertes Land und überteuerte 
Ruinen mit Ölheizung muss irgend- 
wo herkommen. Es scheint auch poli- 
tisch unproduktiv und wenig konse- 
quent, eine Anarcho-Gemeinschaft 
damit zu beginnen, viel Geld in den 
Wohnungsmarkt zu pumpen für eine 
Handvoll Wohnungen. Die Lösung? 
Günstiger wohnen! 


Der Begriff »Tiny House« hat sich 
historisch in radikaleren linken Krei- 
sen nicht positiv durchgesetzt. Obwohl 
entstanden in der Wirtschaftskrise 2008 
als Lösung für plötzliche prekäre Wohn- 
situationen der sozial-ökomischen 
Mittelschicht, wurde die Idee schnell 
integriert in elitäre Narrative für »nach- 
haltiges« Wohnen: Das Tiny House als 
hippe Campingbude für Tourist*innen 
oder als tolle Zweitwohnung für ein 
entspanntes Wochenende im Hügel- 
land. Heute kann ein Tiny House auch 
250.000 Euro kosten und 50 Quadrat- 
meter Platz haben. Selbstorganisiert 
bauen ist dabei keine Option. Es entste- 
hen überall Unternehmen, die gutes 
Geld an der Tiny-Marke verdienen. 


Alte Wohnkulturen 


Außerdem ist es wichtig, zu unter- 
streichen, dass das Leben in Wohn- 


wägen nicht erst vor 15 Jahren von 
einer ökomodernistischen Szene 
erfunden wurde. In Europa wohnen 
hunderttausende Menschen, davon 
auch alte Kulturen der Roma und 
Sinti, in Wohnwagendörfern oder 
Wohnbooten auf städtischen Kanä- 
len. In diesen Wohnkulturen stecken 
Unmengen von Tradition, Wissen und 
gesellschaftlichem Widerstand gegen 
bürgerlich registrierte Wohnnorma- 
tivität. Daraus ergibt sich die Frage: 
Welche Rolle kann der Wohnwagen 
oder das Tiny House möglicherweise 
in einer anarchistischen Gemeinschaft 
spielen? 

Gesellschaftliche Veränderung in 
Richtung einer nachhaltigen und 
günstigen Wohnform braucht Inno- 
vation, sowohl technisch als auch 
in einer konzeptuell gut gewählten 
Rhetorik. Fine 30 Jahre alte Alumi- 
niumkiste (Wohnwagen) mit Gashei- 


zung zu renovieren, ist langfristig 
keine Lösung für unsere Probleme. 
Der moderne Wohnwagen ist eben- 
falls keine nachhaltige Bauform. Auf 
niederländischen besetzten Flächen 
bauen Anarchist*innen die Wohnwä- 
gen deswegen aus Holz, gut isoliert, 
inklusive Solaranlage und 50 kg-Lithi- 
umbatterien unter dem Bett. Sie sind 
also unabhängig vom Stromnetz, aber 
immer noch nicht nachhaltig. 


Architektur nicht 
individuell denken 


Klein und minimalistisch wohnen, 
wenig Heizungsenergie verbrau- 
chen, nachhaltige Baumaterialien 
verwenden, draußen leben, selbstor- 
ganisiert bauen: Innovation im Wohn- 
wagenbereich kann in Gemeinschaft 
viel hochqualitativen Wohnraum 
schaffen. Für 15.000 Euro und sechs 


Foto: Menso Rappoldt 


Monate Bauzeit pro Person hat jede*r 
eine private, gut-isolierte Wohnung 
im Gartenbereich. Die Gemeinschaft 
macht das Tiny House erst interes- 
sant. Es muss nicht jedes Häuschen 
eine eigene Dusche oder Küche 
haben, wenn es diese in Gemeinschaft 
gibt. Das gleiche gilt für private Solar- 
und Windkraftanlagen, wenn die WG 
zentrale Salzbatterien aufstellt. Einen 
großen alten Bauernhof oder ein altes 
Mehrfamilienhaus mit drei Etagen am 
Stadtrand für 500.000 Euro zu reno- 
vieren, macht plötzlich Sinn, wenn 
20 Menschen im Garten wohnen 
können und sich die Kosten solida- 
risch teilen. Große alte Gebäude zu 
renovieren, ist bei weitem die nach- 
haltigste Wohnform. Hölzerne oder 
mit Lehm gebaute Kleinwohnungen 
daneben stellen, macht es möglich. 
Auch Architektur muss nicht indivi- 
duell gedacht werden. 


Alle zwei Monate bekommt ihr hier 
persönliche Geschichten und Erfahrun- 
gen aus der Klimagerechtigkeitsbewe- 
gung zu lesen. Die Bewegung erfährt 
zurzeit zwar viel mediale Aufmerk- 
samkeit, doch meistens in Form von 
vereinfachten Erzählungen über große 
Aktionen. Dabei gibt es noch viel mehr 
zu entdecken. Der Autor ist aktiv in ver- 
schiedenen Projekten und Netzwerken 
der Klimagerechtigkeitsbewegung, vor 
allem in der Mobilitätswende. 


AUS DER KLIMAGERECHTIGKEITSBEWEGUNG 


Der 37. Chaos Communication 
Congress (37C3) des Chaos Compu- 
ter Clubs (CCC) war mehr als nur 
eine Zusammenkunft von 15.000 
technikaffinen Menschen. Es war 
ein Schmelztiegel für ungewöhn- 
liche Allianzen - ein Ort, wo sich 
auch die Wege von Klimagerechtig- 
keitsaktivisten, IT-Expert*innen und 
sozialen Gruppen kreuzten. 


Chaos Computer Club trifft 
Klima-Szene 


Hier wurde nicht wie auf irgend- 
welchen Messen die Macht der 
künstlichen Intelligenz und anderer 
Zukunftstechnologien zelebriert. Es 
war vor allem ein neugieriges, wuse- 
liges Miteinander mit ordentlicher 
Party, für viele ein großes Wiederse- 
hen und ein Ort, um sich gegenseitig 
Neues zu zeigen und auszuprobie- 
ren. Der Kongress hatte zuletzt 2019 
stattgefunden, im Sommer 2023 
hatten sich einige vielleicht auch 
schon beim Chaos Communication 
Camp in Brandenburg getroffen. 
»Bits & Bäume« war dort wie hier 
genau meine Schnittstelle, aber 
auch anarchistische Gruppen und 


Datenschutz-Aktivist*innen finden 
hier viele Schnittmengen miteinan- 
der. Ein respektvolles und inklusi- 
ves Miteinander mit Plenumsregeln 
sind hier Standard - ich dachte ja 
vorher, dass das vor allem ein Ding 
der Klimaaktivisti wäre. Diese sind 
reich an Wissen und Erfahrung in 
ihrem Metier, aber oft digital weni- 
ger versiert als IT-Menschen aka 
Hacker“innen aka Nerds. Diese 
wiederum kennen die digitale Welt 
am besten, aber sind oft ebenfalls 
schon seit Jahrzehnten dabei und in 
viele Richtungen vernetzt. 


Digitale Zukünfte 


Ich bin in die Welt des Internets und 
der Smartphones hineingewachsen 
und habe im Grunde alles selbstver- 
ständlich genutzt. Langsam habe 
ich einen Schimmer von der Welt 
dahinter und bin komplett von den 
Socken, wie viele hier beim 37C3 
Dinge verstehen, reparieren und 
aktiv gestalten. Die digitale Zukunft 
müsste gar nicht über die Tech-Kon- 
zerne gedacht werden. Wir könn- 
ten wegkommen von Werbung und 
süchtig-machenden Algorithmen 


und stattdessen eigene Strukturen 
gestalten. Wir könnten alles open 
source wie als transparente Gemein- 
güter gestalten, Synergien schaffen 
beim Energieverbrauch. Könnten 
digitaler Fortschritt und ökologische 
Nachhaltigkeit also doch zusam- 
mengehen? Wenn, dann findet man 
hier die Ansätze. 

Auch Maja Göpel, Politökono- 
min ohne die Krankheit des gren- 
zenloses Wachstums, war vor Ort. 
Sie wurde gerade vom Journalis- 
ten und Podcaster Tilo Jung inter- 
viewt, als ich ankam. Sofort dachte 
ich: Hier bin ich richtig! (Konkrete 
Empfehlungen seien an dieser Stel- 
le ausgesprochen für die neuesten 
Folgen vom »Jung & Naiv«-Podcast 
mit Maja Göpel sowie Constanze 
Kurz, Teil vom CCC sowie netzpo- 
litik.org.) 

Für mich als Mensch ohne viel 
digitalen Verstand war das Zusam- 
mentreffen von Gruppen mit schein- 
bar unterschiedlichsten Ausrichtun- 
gen das Spannendste. Anarchistische 
Gruppen, Datenschutzaktivist*innen 
und Vertreter*innen der Nachhaltig- 
keitsbewegung haben ihre Räume 
nebeneinander, tauschen sich aus. 


Viele Aktivitäten und Workshops 
waren aufgrund technischer Heraus- 
forderungen nicht so leicht zugäng- 
lich für Neueinsteiger*innen. Aber 
wer ein bisschen gesucht hat, fand 
auch Angebote für das persönliche 
Level an Fähigkeiten und Interessen. 


Technischer Neueinstieg 


Der Kongress befasste sich auch viel 
mit der politischen Lage. Der Staat 
scheint in vielen Bereichen nicht nur 
der sozial-ökologischen, sondern 
auch der digitalen Transformation 
mehr als festgefahren, auch wenn 
an manchen Stellen lautstark und 
viel investiert wird. Die Frustration 
über mangelnden Sachverstand der 
Politik und das Festhalten an alten 
Strukturen war in den Diskussionen 
offensichtlich. Gleichzeitig habe ich 
viele Beteiligte als sehr lösungsori- 
entiert wahrgenommen. 

Der 37. Chaos Communication 
Congress war ein kleiner Hoffnungs- 
schimmer darauf, dass wir gemein- 
sam eine Zukunft gestalten können, 
die noch nicht festgefahren ist. 


Tom Zeder 
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KUNST & KULTUR 


FILMREZENSION 


In ihrem Dokumentarfilm »Robin 
Bank« nähert sich Anna Giralt Gris 
dem unkonventionellen Bankenkriti- 
ker und Enteigner Enric Duran an. Er 
ist ein Symbol für die als Kapitalismus- 
kritik verstandene Kritik an Banken und 
dem ganzen Finanzsektor. 


GASTON KIRSCHE, HAMBURG 


Als die Spekulationsblase mit Immobi- 
lienkrediten zuerst in den USA platz- 
te, wurde am 17. September 2008 
an zahlreichen Orten Kataloniens in 
Spanien eine kostenlose Zeitung mit 
dem Titel »Crisi« verteilt - Krise. Darin 
stand neben harscher Kritik an der 
Finanzindustrie auch ein Bekenntnis: 
»Ich habe 492.000 Euro von denen 
genommen, die uns am meisten 
berauben, um sie anzuprangern und 
Alternativen für die Gesellschaft zu 
schaffen«. Damit wurde Enric Duran 
öffentlich bekannt, den Medien bald 
»Robin Hood der Banken« nannten 
- oder kurz: Robin Bank. Die Regis- 
seurin Anna Giralt Gris war, genau 
wie Enric Duran, um die Jahrtausend- 
wende in Barcelona in der globali- 
sierungskritischen Bewegung aktiv. 
Sie hat 2008 seine Aktionen gegen 
Banken mit viel Sympathie verfolgt, 
wie sie in ihrem Dokumentarfilm 
als Stimme aus dem Off erklärt - zu 
Bildern brennender Barrikaden auf 
den breiten Hauptstraßen Barcelonas. 

Als Anna Giralt Gris 2019 die 
wochenlangen Straßenkämpfe in 
Barcelona erlebt, in denen sich sozi- 
aler Protest mit dem Einsatz für die 
Unabhängigkeit Kataloniens mischt, 
stößt sie wieder auf Enric Duran - und 
sie beschließt, einen Dokumentarfilm 
über ihn zu drehen. Aus dem Leben im 
Untergrund erklärt Duran, falls Kata- 
lonien wirklich unabhängig werden 
wolle, brauche ein eigenständiger Staat 
auch ein Wirtschaftssystem ohne Profit- 
orientierung. Anna Giralt Gris erklärt, 
dass die Meinung von Enric Duran 
in den sozialen Bewegungen Katalo- 
niens Gewicht habe, denn sein Coup 
gegen die Banken sei unvergessen: Von 
2005 bis 2008 nahm Enric Duran 68 
Geschäfts- und Privatkredite bei insge- 
samt 39 Banken auf, ganz ohne Garan- 
tien oder Immobilien als Sicherheiten. 

Er hatte nie die Absicht, die Schul- 
den zurückzuzahlen und nutzte statt- 
dessen das Geld, um verschiedene 
soziale Bewegungen mit Spenden 
zu unterstützen - finanzieller ziviler 
Ungehorsam. Er behielt nichts für 
sich persönlich, wie der in Barcelona 
bekannte Aktivist Ihaki Garcia im Film 
schildert. So spendete Duran unter 
anderem für linksalternative Medien 
(auch für seine erwähnte Gratiszeitung 


BUCHMESSE IN MANNHEIM 


ANZEIGE 


Viva la autonomia! 


Solidarischer Handel mit 
Kaffee aus Chiapas/Mexiko 
und Cauca/Kolumbien, 
Spiel Autonomia Zapatista, 

Musik von lucha amada, 
Olivenöl von BeCollective, 
Z Tee von ScopTi, 
Seife von vio.me, 
Bücher & Filme, 
T-Shirts 


kKtiv 


Infos und neuer Online-Shop: 
www.aroma-zapatista.de 


Der Robin Hood der Banken 


we 


4 Szene aus dem Film: Enric Duran bei einem TV-Interview 


»Crisi«) und den Druck von Büchern. 
Die Kredite habe er aufgenommen, 
um »das kapitalistische Raubtiersys- 
tem« zu entlarven, denn durch Kredite 
würden finanziell nicht gut ausgestat- 
tete Personen und kleinere Firmen 
von den Banken abhängig und in die 
Verschuldung getrieben. 


Filmmaterial von Protesten 


Neben den Interviews, unter anderem 
mit der Mutter von Enric Duran, greift 
Anna Giralt Gris auf das ihr zur Verfü- 
gung gestellte reichhaltige Filmmate- 
rial von Protestaktionen der globali- 
sierungskritischen Bewegung zurück. 
Einmal mehr zeigt sich, wie wichtig 
solche Aufnahmen sind. So kann sie 
auch eine ökologische Fahrradstern- 
fahrt durch Katalonien für Degrowth 
und nicht-fossile Energien zeigen, 
die Enric Duran aus den Kreditmit- 
teln finanziert und mitorganisiert hat. 
Duran ist zu sehen, wie er eine Rede 
hält, diskutiert, Rad fährt. 

Die Regisseurin erklärt, niemand 
wolle vor der Kamera so genau darü- 
ber reden, wohin das Geld geflossen 
sei — dabei erzählen in Katalonien 
einige linksalternative Projekte recht 
offen, von Enric Duran unterstützt 
worden zu sein. Was, gekonnt zwei- 
deutig formuliert, ja nicht unbedingt 
Geldspenden bedeuten müsse. Ein 


Beispiel hierfür ist die Cooperativa 
Integral Catalana, ein Netzwerk von 
Kooperativen, die ein Wirtschaften 
jenseits des kapitalistischen Marktes 
anstreben, und an dessen organisato- 
rischen Aufbau sich Enric Duran betei- 
ligt hat und in dem er nach eigenen 
Aussagen in Interviews immer noch 
aktiv ist. Mehrere 1.000 Mitglieder 
erprobten hier selbstorganisiert in 
über 300 Kooperativen praktische 
Alternativen zum Kapitalismus, ohne 
Gelder vom Staat und von Banken. 
Für den Zahlungsverkehr untereinan- 
der gibt es die selbstredend nichtspe- 
kulative Eigenwährung »Ecocoin«. 
Dezentral organisiert, autonom und 
eigenverantwortlich würde so prak- 
tisch gezeigt, dass es eine Alternative 
zum Kapitalismus gibt. 

14 Banken erstatteten Anzeige, 
Duran wurde angeklagt. Öffentlich- 
keitswirksam ließ er sich am 17. März 
2009 bei einer Besetzungsaktion auf 
dem Unicampus in Barcelona verhaf- 
ten. Parallel wurde in Spanien erneut 
eine Gratiszeitung verteilt: »Pode- 
mos« (Wir können), die gleichnami- 
ge Partei gründete sich erst nach den 
Platzbesetzungen der Bewegung der 
Indignados in den Jahren 2011/12. In 
der Zeitung wurden zahlreiche Ansät- 
ze der Alternativökonomie vorgestellt, 
die sich versuchen jenseits des Kapita- 
lismus zu entwickeln. Duran saß zwei 


Foto: Camino Filmverleih 


Monate in Untersuchungshaft, bis 
Freund*innen eine Kaution in Höhe 
von 8.000 Euro für ihn hinterlegten. 
Aufnahmen der damaligen Kundge- 
bungen für ihn hat die Regisseurin 
so in den Film einmontiert, dass die 
Solidarität anschaulich wird, bis hin 
zum Prozessbeginn 2013. Enric Duran 
hat sich der zu erwartenden hohen 
Haftstrafe entzogen, indem er unter- 
getaucht ist. Seitdem lebt er in der 
Klandestinität und organisiert seine 
Aktivitäten bereits jahrelang von 
einem der Polizei nicht bekannten 
Aufenthaltsort aus. In Kreisen der 
Alternativökonomie ist Enric Duran 
ein gefragter Gesprächspartner, es 
gibt zahlreiche klandestin geführte 
Interviews mit ihm im Internet. Dass 
seine Kapitalismuskritik sich weitge- 
hend auf den Finanzsektor und die 
Distributionssphäre reduziert, wird 
kaum kritisiert. 


Ein persönliches Treffen 


Den ganzen Film über versucht die 
Regisseurin, »Robin Bank« zu tref- 
fen — was auch gelingt. Das Zusam- 
mentreffen bleibt aber erstaunlich 
oberflächlich, dabei ist der Film so 
aufgebaut, dass alles auf diese Begeg- 
nung zuläuft. Immer wieder werden 
verschlüsselte E-Mails eingeblendet, 
die der Kontaktanbahnung dienen, 
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immer wieder weist die Regisseu- 
rin als Stimme aus dem Off auf die 
Bedeutung der Begegnung hin. 

Dies wirkt etwas absurd, da auf 
Spanisch bereits zahlreiche schriftli- 
che und filmische Interviews mit Enric 
Duran erschienen sind. So wird auch 
die Chance vertan, über die Fixierung 
auf die Banken hinauszugehen und 
darauf hinzuweisen, dass marxistisch 
fundierter Antikapitalismus hier nicht 
aufhalbem Weg stehen bleiben würde, 
sondern auch die Realwirtschaft, die 
Produktion, die Lohnarbeit kritisieren 
würde. Wie der vermeintliche Antika- 
pitalismus von Enric Duran aussieht, 
zeigt sich etwa bei seinem Verständ- 
nis von Markt: Diesen versteht »Robin 
Bank« als »durch die Systeme der 
Vorherrschaft manipuliert«. Nahezu 
unbekümmert versichert er, die »anti- 
kapitalistischen« Kooperativen seien 
nicht für den Markt da, würden den 
Markt aber für sich nutzen. Ähnlich 
widersprüchlich ist auch sein Verhält- 
nis zum Staat: Während er seit Jahren 
eine antikapitalistische Bewegung mit 
guten Gründen nur als antistaatliche, 
nichtparlamentarische propagiert, 
hat er bei den katalanischen Regio- 
nalwahlen am 27. September 2015 
für einen Sieg der separatistischen 
Kandidat*innen geworben: Ein kata- 
lanischer Staat könnte eher demo- 
kratisiert werden als der spanische. 
Auch dies ein Widerspruch zu seiner 
Position, dass es nicht auf die Erobe- 
rung der Staatsmacht, sondern auf die 
antikapitalistische Alternativen prak- 
tizierende Basisbewegung ankomme. 

Trotz dieser Einschränkung: Die 
Dokumentation ist unbedingt sehens- 
wert, zeigt sie doch die in Spanien 
bedeutende Bewegungskritik an der 
Finanzwirtschaft, die Wut auf die 
Verschuldung. So sind auch einge- 
schlagene Schaufensterscheiben von 
Bankfilialen zu sehen. 

In den Abspann hinein fängt 
Pablo Hasel an zu rappen: »Liber- 
tad para Enric Duran!«, Freiheit für 
Enric Duran. Pablo Hasel sitzt nach 
mehreren Verurteilungen seit dem 
16. Februar 2021 im Gefängnis, er 
erhielt etwa eine zweieinhalbjährige 
Haftstrafe wegen »Verunglimpfung« 
des spanischen Königshauses und 
»Aufrufs zur Gewalt« in seinen zuwei- 
len drastischen Liedtexten. 


Robin Bank, Spanien/Deutschland 2021. Regie: 
Anna Giralt Gris, Kamera: Aida Torrent Ciudad, 
79 Minuten 


»Robin Bank « lief 2022 kurz im Kino. Jetzt kann 
er in der arte-Mediathek kostenfrei angeschaut 
werden: https://kurzelinks.de/1l0i (verfügbar bis 
24. Mai 2024) 


Anarchistischen Stimmen Gehör verleihen 


Die VIl. Anarchistische Buchmesse in 
Mannheim findet vom 9. bis 12. Mai 
2024 im Jugendkulturzentrum forum 
statt. Nachdem vor zwei Jahren die 
Verlängerung der Messe auf vier Tage 
sehr positiv aufgenommen wurde, 
haben sich die Organisator*innen 
auch dieses Mal für ein verlängertes 
Wochenende entschieden. 


ORGA-TEAM ANARCHISTISCHE BUCHMESSE 


Los geht es am Donnerstagabend mit 
einer Eröffnungsveranstaltung, auf 
die von Freitag bis Sonntag drei Tage 
mit Messebetrieb und umfangreichem 
Begleitprogramm folgen. Wir freuen 
uns, dass auch 2024 wieder zahlreiche 


libertäre Verlage und Vertriebe bei uns 
ausstellen und die Breite der anarchis- 
tischen Publizistik vorstellen werden. 
Daneben bieten 26 Vorträge und Work- 
shops die Gelegenheit, in Gespräche 
und Diskussionen einzutreten. 

Mit der Buchmesse wollen wir die 
Vielfalt des Anarchismus darstellen, 
einen Ort des Austauschs für die liber- 
täre Bewegung bieten und zugleich 
einem breiten Publikum die Möglich- 
keit bieten, anarchistische Positionen 
kennenzulernen. Gerade in diesen 
Zeiten, in denen uns der Klimawan- 
del, der Aufschwung autoritärer, 
rechter und faschistischer Parteien 
und eine zunehmend durch Krieg 
und Gewalt geprägte Weltlage verun- 


sichern, wollen wir anarchistischen 
Stimmen Gehör verschaffen. Denn wir 
sind überzeugt, dass es einer solida- 
rischen, freiheitlichen Bewegung von 
unten bedarf, um diese Bedrohungen 
zu bewältigen - und dies sehen wir im 
Anarchismus verwirklicht. 

Wie immer ist die Messe weit- 
gehend barrierefrei zu erreichen. 
Außerdem werden fairer Kaffee und 
leckere vegane Gerichte angeboten. 
Übernachtungsmöglichkeiten gibt es 
wie üblich auf der Schlafplatzbörse. 
Der Eintritt für die Buchmesse ist 
natürlich frei. 

Da die Messe sich in erster Linie 
über Spenden finanziert, lassen wir 
in jeder Veranstaltung eine Spenden- 


dose rumgehen - das heißt aber nicht, 
dass für jede besuchte Veranstaltung 
eine Spende erwartet wird. Daneben 
finanziert sich auch das Küchen- 
kollektiv »Le Sabot« über Spenden. 
Außerdem freuen »Le Sabot« und 
wir uns neben finanzieller auch über 
tatkräftige Unterstützung. Wer Lust 
hat auf Gemüseschnippeln, Geträn- 
keverkauf oder ähnliches, kann sich 
gerne bei uns melden. 


Kontakt: 
buchmesse@anarchie-mannheim.de 


Link: 


https://buchmesse.anarchie-mannheim.de 
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DEN AGRARKRIEGERN 
AUF DER SPUR 


BARTHOLOMÄUS GRILL 


Dass es sich beim Bauernsterben um 
ein weltweites Phänomen handelt 
und welche Entwicklungen dahin- 
terstecken, kann man dem Buch von 
Bartholomäus Grill entnehmen. Es ist 
ein zorniger Weckruf und eine Analy- 
se, die vom privaten und beruflichen 
Werdegang des Autors motiviert ist. 

Grill, geboren 1954, ist ein Bauern- 
sohn, der eine Laufbahn als Journalist 
eingeschlagen hat und unter anderem 
als Afrika-Korrespondent über die 
globale Landwirtschaft berichtet hat. 
Ihm wurde das Thema Landwirtschaft 
sozusagen in die Wiege gelegt. Den 
agroindustriellen Komplex bezeich- 
net er als »Agrarkrieger«. Demnach 
handelt es sich bei der modernen 
Landwirtschaft um den größten Emit- 
tenten von klimaschädlichen Treib- 
hausgasen und um den Hauptverur- 
sacher des Artensterbens. 

Der Autor erklärt die Ursache des 
Bauernsterbens in Europa mit der 
Agrarpolitik der EU. Eine Politik, die 
auf Wachsen und Fördern der großen 
Betriebe setzt und die kleinen bäuer- 
lichen Betriebe vergisst. Das Buch 
beschäftigt sich mit den Verflechtun- 
gen der Agrarlobby und dem Streit 
um Energiepflanzen. Dann wird 
die Perspektive global. Grill erklärt 
unter der Überschrift »Vom Winde 
verweht«, warum der fruchtbare 
Boden als biologische Grundlage der 
Landwirtschaft so schnell schwindet. 
Beschrieben wird die Situation in 
Afrika zwischen traditioneller klein- 
bäuerlicher Landwirtschaft, Dürre, 
Wassermangel, korrupten Eliten und 
Landräubern. Wichtigste Form des 
Agrarkriegs ist das »Landgrabbing«, 
betrieben von internationalen Finanz- 
heuschrecken oder Staaten, die sich 
ihre eigene Ernährungssicherheit in 
Afrika sichern wollen. An Beispielen 
werden anschaulich die Problemlagen 
aufgezeigt und zugespitzt: »Fleisch 
frisst Land« oder »Holy Cow« spre- 
chen als Kapitelüberschriften für sich. 
Kernaussage des Buches ist, dass 
der agroindustrielle Komplex wie 
der militärisch-industrielle Komplex 
handle. Die Global Player des Land- 
wirtschafts- und Ernährungssek- 
tors sind Landmaschinenhersteller 
wie John Deere, die Produzenten 
von Agrochemikalien wie Bayer 
und BASF, die Getreidehändler, die 
Nahrungsmittelhersteller sowie der 
größte Fleischproduzent, ein brasili- 
anisches Konsortium. Vorzuwerfen sei 
dem agroindustriellen Komplex nicht 
weniger als die Beihilfe zum Ökozid. 

Am Schluss werden unter der 
Überschrift »Was tun?« Alternati- 
ven und Lösungsansätze diskutiert. 
Hierzu zählt Grill die steigende Zahl 
von Biobäuer*innen, die Ansätze 
der Solidarischen Landwirtschaft 
oder das Crowdfarming. Er disku- 
tiert aber auch technische Lösungen 
wie Agri-Photovoltaikanlagen oder 
mikrobiell produzierte Lebensmittel. 
Wichtig seien Gegenkräfte wie das 
AgrarBündnis als Gegenlobby. 

Ein nützliches und aufrütteln- 
des Buch für alle, die etwas gegen 
die industrielle Landwirtschaft tun 
wollen. 


Herbert Klemisch 


Bartholomäus Grill: Bauernsterben - Wie die glo- 
bale Agrarindustrie unsere Lebensgrundlagen 
zerstört; Siedler Verlag München 2023, 236 Sei- 


ten, 24 Euro 


__ LEXIKON DES 
RÄTEKOMMUNISMUS 


»Alle Macht den Räten!« hieß einst 
ein Song der deutschsprachigen 
Hiphop-Formation Anarchist Academy. 
Der Rätekommunismus erlebt heute 
ein Stück weit in der linken Szene eine 
Renaissance. Bereits 2021 erschien beim 
Schmetterling Verlag die Einführung 
»Rätekommunismus« von Felix Klopo- 
tek und der kleine anarcho-syndikalis- 
tische Verlag »Syndikat A« publiziert 
mittlerweile seit mehreren Jahrzehnten 
klassische Texte des Rätekommunismus. 
Im Gegensatz zu anderen Formen des 
marxistisch-geprägten Kommunismus 
wie dem klassischen Marxismus-Le- 
ninismus klebt an den Händen dieser 
Strömung weit weniger Blut und die 
fehlende Macht in der Geschichte hat sie 
ein Stück weit ihre Unschuld bewahren 
lassen. Auch die Nähe zum kommunis- 
tischen Anarchismus, der wie im Falle 
von Erich Mühsam auch rätekommunis- 
tische Ideen übernahm, trägt zur positi- 
ven Lesart bei. 

Nun liegt ein sehr umfangreiches 
und kompetentes Personenlexikon 
des deutschen Rätekommunismus 
zwischen 1920 und 1960 in gedruck- 
ter Form vor, bei dem Felix Klopotek 
als einer der Herausgeber fungiert. Es 
wurde ursprünglich 2017 kostenfrei in 
seiner deutschsprachigen Fassung mit 
Porträts einzelner Personen als Datei ins 
Netz gestellt und nun mit einem Vorwort 
versehen als Druckfassung herausgege- 
ben. Hierfür wurde es kritisch durch- 
gesehen und partiell korrigiert. Das 
Lexikon selbst wurde von dem hollän- 
disch-deutschen Linkskommunisten und 
Historiker Philippe Bourrinet erstellt, der 
eine Reihe von Publikationen zu jenem 
Aspekt der Sozialgeschichte verfasst hat 
— darunter unter anderem »The Dutch 
and German Communist Left (1900- 
1968)« (Haymarket Books, 2018). 

Das Jahr 1920 als Beginn ist aus zwei- 
facher Hinsicht von Interesse. Einerseits 
umgeht man hier die Debatte um die 
Einordnung von Rosa Luxemburg, 
Karl Liebknecht und den Räten in der 
deutschen Revolution von 1918/19, 
andererseits markiert das Jahr 1920 
auch die Gründung der KAPD, einer 
rätekommunistischen Abspaltung der 
KPD. Der eng mit der KAPD assoziierte 
Gewerkschaftsverband AAUE entstand 
im darauffolgenden Jahr und zehn Jahre 
darauf die KAU. Das Jahr 1960 markiert 
hingegen den Tod des einflussreichen, 
niederländischen Rätekommunisten 
Anton Pannekoek. 

Zur Einordnung des Forschungsge- 
genstands gibt es sowohl ein pointier- 
tes Vorwort seitens der Herausgeber 
als auch vom Autor. Die unzähligen 
Beiträge enthalten wichtige biographi- 
sche sowie auch viele bibliographische 
Angaben. Insgesamt ist damit ein sehr 
gutes und wichtiges Nachschlagewerk 
für jenes Forschungsgebiet entstanden. 
Vom Charakter her ist es eine klassische 
Publikation für Bibliotheken und weni- 
ger für einzelne Leser*innen, wenn diese 
nicht gerade zu jenem Thema forschen. 
Ein Blick hinein — und nicht nur zu 
Leuten wie Karl Korsch - lohnt sich aber 
auf jeden Fall. 


Maurice Schuhmann 


Philippe Bourrinet: Biographisches Lexikon des 
deutschen Rätekommunismus 1920-1960, Verlag 
Die Buchmacherei, Berlin 2024 (korrigierte Neu- 
auflage), 300 Seiten, 18 Euro 


DER WERT UNSERER HIN- 
TERLASSENSCHAFTEN 


Die Autorin Annette Jensen schließt 
mit ihrem Buch »Holy Shit« die Lücke 
zwischen lustig-informativen Kinder- 
büchern zum Thema »Pipi-Kacka« und 
dem in wissenschaftlichen Fachkrei- 
sen bereits seit Jahrzehnten geführ- 
ten Diskurs zu den Herausforderungen 
moderner Kläranlagen bei der Elimi- 
nation von Schadstoffen und gleich- 
zeitig gesetzlicher Anordnung der 
Phosphor-Rückgewinnung. Die Auto- 
rin erklärt sachlich und spannend die 
Bedeutung und Notwendigkeit einer 
Sanitär- und Nährstoffwende. Aufge- 
lockert wird das Ganze durch Infobo- 
xen mit thematischen Exkursen und 
einem Bildteil, zahlreiche Quellenan- 
gaben zeugen von fundierter Recher- 
che. Das Sachbuch bleibt dabei nicht 
bei historischen Anekdoten und unse- 
rem Umgang mit Trinkwasser stehen, 
sondern berichtet aus erster Hand, was 
immer mehr Forschende und Prakti- 
ker*innen unserer Zeit erkannt haben: 
Ressourcenorientierte Sanitärsysteme 
haben das große Potenzial, unsere 
Beziehung zur Umwelt und den natür- 
lichen Kreisläufen zu heilen. 

Wann genau und warum wurde 
das Scheißen eigentlich zum Tabu? 
Lange vor der Toilettenhochkultur 
der Römer*innen war unser aller 
Grundbedürfnis noch ohne Scham 
im Alltag präsent. Der Kreislauf vom 
Acker auf den Teller, in die Schüssel 
und wieder zurück auf den Acker war 
geschlossen. Als die schiere Menge 
an Kot in den wachsenden Städten 
zu einem echten Problem wurde — 
logistisch und vor allem hygienisch 
— hat es einige Cholerawellen gedau- 
ert und Menschenleben gekostet, bis 
Forschende dem wahren Grund auf 
die Spur kamen: mit Fäkalkeimen 
verunreinigtes Trinkwasser. Dringend 
musste Abhilfe geschaffen werden und 
so entstanden nach und nach Syste- 
me, um Urin und Stuhl mithilfe von 
Wasser so weit wie möglich aus der 
Stadt hinaus zu tragen. Das WC als 
Symbol des kulturellen Aufstiegs wird 
bis heute weltweit gemeinhin als der 
modernste und erstrebenswerteste 
Umgang mit unseren Ausscheidungen 
angesehen. Die Bedingungen haben 
sich global aber grundlegend verän- 
dert: Die Auswirkungen der voran- 
schreitenden Klimakrise sind deutlich 
spürbar und Jensen zeigt auf, dass 
wir schnell einen wesentlich klüge- 
ren Umgang mit diesen Ressourcen 
brauchen. Die vermeintlich zivilisato- 
rische Errungenschaft ins Trinkwasser 
zu kacken, zerstört heute zusehends 
unsere Lebensgrundlage. »Holy 
Shit« bietet eine rundum gelungene, 
kurzweilige Lektüre, die sowohl für 
Nerds der »dunklen Materie« noch 
so einige Aha-Effekte bietet, als auch 
durch verständliche Sprache gerade 
für Neulinge die Zusammenhänge 
gut erklärt und vorhandene Lösungs- 
ansätze unterhaltsam darstellt. Abge- 
rundet wird das Buch am Ende mit 
einer Erzählung aus der Zukunft von 
Sina Kamala Kaufmann - zusätzliche 
20 Seiten spannende Science-Fiction 
zum Schmunzeln und Grübeln. Also 
der gleichnamige Film zum Buch von 
Ruben Abrunas oder doch das ausführ- 
lichere Buch zum Film? Beides! 


Malte Kraus 
Anette Jensen: Holy Shit. Der Wert unserer Hinter- 


lassenschaften, orange press, Berlin 2024, 240 
Seiten mit farbigem Bildteil, 20 Euro 


TECHNOLOGIE GEGEN DIE 
KLIMAKRISE 


ANNETTE SCHLEMM 


Seit dem Klimagipfel in Dubai ist die 
Katze aus dem Sack: Technologien 
zur Abscheidung von CO, aus der 
Luft gelten vor allem für die erdölför- 
dernden Länder als vielversprechen- 
de Möglichkeit, den Ausstieg aus den 
fossilen Energien unnötig zu machen 
oder zumindest hinauszuzögern. Ohne 
viel öffentliche Aufmerksamkeit zu 
erlangen, werden diese Methoden 
schon länger ernsthaft diskutiert, 
massiv gefördert und im kleinerem 
Rahmen bereits umgesetzt, aber in den 
Klimabewegungen bisher kaum thema- 
tisiert. Das wäre aus Sicht von Annette 
Schlemm jedoch dringend notwendig. 
Das nötige Wissen für diese Diskussion 
will sie mit diesem informativen Band 
zur Verfügung stellen. Denn mit den 
Befürworter*innen dieser Technolo- 
gien teilt sie die Ansicht, dass eine 
Reduktion der Treibhausgase allein 
nicht mehr ausreichend ist, um die 
Klimaerwärmung zu begrenzen. 

Schon am Beginn des Buches macht 
sie klar, was und wer hinter der Eupho- 
rie um technische Lösungen, dem soge- 
nannten »Climate Engineering«, steht: 
Ölkonzerne und Investmentfonds, die in 
fossile Energien investieren. Diese trei- 
ben ebenso die Forschung zu diversen 
Klimatechnologien voran, in der Hoff- 
nung, dass sie weiterhin ihre Gewinne 
aus dem Ölgeschäft einfahren können. 

Unter Climate Engineering fallen 
verschiedene Methoden und Techno- 
logien, mit denen gezielt in das System 
Erde eingegriffen werden soll, um 
dem Klimawandel entgegenzuwirken. 
Einerseits geht es um das Entziehen 
von CO, aus der Atmosphäre, dieses 
soll dann entweder im Meer versenkt 
oder unterirdisch gelagert werden. Eine 
zweite Vision ist, die Sonneneinstrah- 
lung abzumildern. Schlemm beschreibt 
all diese Technologien im Detail mit 
den dabei auftretenden Gefahren und 
Widersprüchen. Keine davon, sagt sie, 
sei ausgereift, manche wären kaum 
mehr als Science Fiction. Alle würden 
schwerwiegende Sicherheitsprobleme 
mit sich bringen und unvorhersehbare 
Klimaveränderungen in verschiedenen 
Teilen der Welt bedeuten. 

Schlemm lässt keinen Zweifel 
daran, dass ihr daran liegt, den 
Einsatz dieser Technologien zu 
verhindern. Zusätzlich geht es ihr 
darum, von einer rein technokrati- 
schen Betrachtung wegzukommen 
und soziale Ungleichheiten sowie 
das Mensch-Natur-Verhältnis mitzu- 
denken. Sie plädiert für die verstärk- 
te und bewusste Nutzung natürlicher 
Methoden der CO,-Speicherung, 
die ergänzend zur Reduktion des 
CO,-Ausstoßes eingesetzt werden 
könnten. Dazu eignen sich Wälder, 
Moore und Humusaufbau im Boden, 
was einen sofortigen Stopp der Abhol- 
zung der Wälder bedeuten würde 
und eine Renaturierung von Flüssen, 
Feuchtgebieten und Ackerland. Als 
Treiber der ökologischen Krisen sieht 
sie das kapitalistische System und die 
Machtverhältnisse, die Herrschenden 
würden häufig vom Klimawandel 
profitieren. Daher: »Wenn wir kein 
Climate Engineering wollen, müssen 
wir eine neue Gesellschaft wollen.« 


Brigitte Kratzwald 


Annette Schlemm: Climate Engineering. Wie wir 
uns technisch zu Tode siegen, statt die Gesell- 
schaft zu revolutionieren; Mandelbaum Verlag, 
Wien 2023, 322 Seiten, 20 Euro 
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REZENSIONEN 


SOZIALER WIDERSTAND 
BLEIBTNOTWENDIG 


Wer Argumente gegen das Märchen 
vom Sozialstaat Bundesrepublik 
Deutschland sucht und den Werde- 
gang von Hartz IV bis zum Bürger- 
geld sowie die dagegen entstandenen 
Widerstandsbewegungen ausführlich 
verfolgen möchte, dem sei der Band 
»KlassenLos« empfohlen. 

Hartz IV war demnach kein Bruch mit 
dem bürgerlichen Sozialstaatsgedan- 
ken, es war schlicht die Anpassung an 
veränderte wirtschaftliche Verhältnisse. 
Betroffene wurden in Arbeitsverhält- 
nisse gezwungen, die sie weder beruf- 
lich weiterbrachten noch vor Armut 
schützten. Allerdings wurde nicht 
mehr von Zwang gesprochen, sondern 
von »Angeboten« und von »Anreizen«. 
Profitiert haben die Unternehmen, die 
billige und wehrlose Arbeitskräfte beka- 
men, während Politik und Medien ein 
Klima der Stigmatisierung gegenüber 
Erwerbslosen erzeugten. 

Die Einführung des Bürgergelds 
wurde von Arbeitsminister Hubertus 
Heil als »die größte Sozialstaatsreform 
seit 20 Jahren« angepriesen. Harald 
Rein entlarvt in seinen Ausführungen 
das Gesetz als Teil einer sozialstaatli- 
chen Verarmungspolitik und stellt fest, 
dass die Bewertung und die Behand- 
lung von Erwerbslosen und Armen 
heute stellenweise noch genauso 
wirken wie vor 100 Jahren. Geändert 
hätten sich nur die Begrifflichkeiten. 
Nach einem Rückblick auf die Geschich- 
te werden die einzelnen Veränderun- 
gen aufgelistet, vor allem in Bezug auf 
die Einschränkung sozialer Rechte und 
Sanktionsregelungen. So hat sich unter 
den Sozialleistungsbezieher*innen ein 
Klima der Angst entwickelt. Sie sind 
häufig dem Gutdünken der Jobcenter 
ausgesetzt, denn die Paragrafen des 
Sozialgesetzbuchs werden oft willkür- 
lich ausgelegt. 

In den folgenden Kapiteln werden die 
Protestformen ab 1995 analysiert, vom 
Aufbegehren regionaler Gruppen bis zu 
den Protesten der Gewerkschaften und 
Sozialverbände sowie einzelner Initi- 
ativen. Interviews mit Aktivist*innen 
verdeutlichen die Schwierigkeiten, 
zu großen gemeinsamen Aktionen zu 
kommen. Fin weiteres Kapitel beschäf- 
tigt sich mit der Mieterbewegung, die 
sich in der Defensive befindet und 
neue Formen des Widerstands sucht. 
Zudem geht es um die Energiekrise 
und die explosionsartige Verteuerung 
der Grundnahrungsmittel. Dabei wird 
auch ein Blick in die Nachbarländer 
Frankreich, Italien und England gewor- 
fen, wo die Kampagnen sehr vielfältig 
waren und von deren Aktionsformen 
wir viel lernen könnten. 

Am Ende stellt sich die Frage, 
welche gesellschaftliche Gruppe den 
Widerstand anführt und in der Lage 
ist, im Kampf gegen die herrschende 
Macht alle gesellschaftlichen Kräfte 
zu mobilisieren. Eines ist klar: Es 
muss etwas geschehen, damit die 
Herrschenden nicht mehr ruhig in 
ihren Sesseln sitzen können. 

Insgesamt eine lesenswerte 
Darstellung von 20 Jahren sozialen 
Widerstands gegen Verarmung und 
Ausgrenzung. 


Larissa Peiffer-Rüssmann 


Anne Seeck u.a.:KlassenLos. Sozialer Widerstand 
von Hartz IV bis zu den Teuerungsprotesten. Ber- 
lin: Die Buchmacherei, 2023. 256 Seiten, 12 Euro 
Eine längere Version dieser Rezension erschien 
zuerst in der SoZ 01/2024. 
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TERMINE UND KLEINANZEIGEN 


TERMINE 


AUSSTELLUNG 


» Mein Name ist Mensch« 
2023 bis 2024 (bundesweit) 


Die Ausstellung findet anläss- 
lich des 75. Jahrestages der 
Allgemeinen Erklärung der Men- 
schenrechte durch die Vereinten 
Nationen statt. Die Plakate zeigen 
die 30 Artikel der UN-Resolution 
mit visuellen Interpretationen des 
Grafikers Jochen Stankowski. 


Veranstaltung selbst realisieren: 
peter-grohmann@die-anstifter.de 
Bekannte Termine: bit.ly/48X2XYT 
Info: bit.ly/3HmNfuo 


KINO 


Die Geschichte eines Traums 
15. Februar, 19 Uhr (Stuttgart) 


Angesichts der aktuellen Situati- 
on in Nahost erzählen drei preis- 
gekrönte Dokumentarfilme drei 
Geschichten von Menschen, die 
versucht haben, den Teufelskreis 
von Gewalt und Gegengewalt zu 
durchbrechen, um der Welt und 
ihren führenden Politikerxinnen 
den Mut zu geben, esihnen gleich 
zu tun. Nach den Filmen ist Gele- 
genheit zum Gedankenaustausch 
mit dem Integrationsbeauftragten 
der Stadt Stuttgart, Gari Pavkovic. 


Ort: Bürgerhaus Botnang, 
Griegstraße 18, 

70195 Stuttgart 

Info: https://bit.ly/48TM8hH 


AKTIONSTAGE 


Internationaler 
Frauen»kampftag 


8. März, 13 bis 17 Uhr (Berlin) 


Der Internationale Frauentag oder 
auch feministische Kampftag hat 


seinen Ursprung in der sozialis- 
tischen Frauenbewegung und 
findet seit über 100 Jahren statt. 
Mittlerweile liegt der Fokus nicht 
mehr nur auf cis-Frauen, es wird 
auch eine Erweiterung auf interx, 
nonbinary, trans« und agender 
Personen bevorzugt. In diesem 
Jahr versammeln sich Frauen«, 
die mit den herrschenden Ver- 
hältnissen nicht einverstanden 
sind, auf einer zentralen Veranstal- 
tung, um über ihre Erfahrungen 
und Ängste sowie über Ideen und 
Vorstellungen für einen gerechte- 
re Gesellschaft zu sprechen. 


Info: bit.ly/3NZP2tm 


Für die Freiheit politischer 
Gefangener 


18. März (bundesweit) 


Ursprünglich wurde er im Jahr 1922 
als »Tag der politischen Gefange- 
nen« von Kommunistzinnen einge- 
führt. Sie knüpften mit dem Datum 
an die Berliner Arbeiterbewegung 
an, welche am 18. März 1848 auf die 
Barrikaden ging. Damals kam es zu 
heftigen Gefechten zwischen Bür- 
ger=innen und Militär mitmehreren 
hundert Toten. Im Jahr 1993 wur- 
de der Gedenktag von der Initiative 
»Libertad!« wieder aufgegriffen und 
seit 1996 in Kooperation mit ande- 
ren linken Organisationen als bun- 
desweiter Aktionstag begangen. 


Eine Übersicht über Veranstaltun- 
gen rund um den 18. März findet 
sich kurz vorher unter: 
www.rote-hilfe.de 

KONFERENZ 


Let'ssocialice! 


15. bis 17. März 
(am Werbellinsee) 


Ob Lützerath, Ackerbesetzung, 
Charite-Streik oder Verkehrswen- 


de - die sozialen und ökologi- 
schen Kämpfe der letzten Jahre 
haben gezeigt, dass Klimagerech- 
tigkeit stets im Konflikt mit priva- 
ten Eigentumsverhältnissen steht. 
Statt Profitorientierung brauchen 
wir eine demokratische Wirt- 
schaft, die am Gemeinwohl aus- 
gerichtet ist. Aktuelle Debatten 
weisen darauf hin, dass Vergesell- 
schaftung dafür der richtige He- 
bel sein kann. Doch wie kommen 
wir dort hin? Gemeinsam wollen 
wir von und miteinander lernen, 
Vergesellschaftung als eine prak- 
tische Utopie gelebter Solidarität 
für Mensch und Erde zu denken 
und umzusetzen. 


Ort: Seezeit Ressort, 


16247 Joachimsthal 
Info: bit.ly/4248wmr 


IMPULS AKADEMIE 


Werkzeuge fürs 
Weltverändern 


7. bis 13. April 
(St. Gilgen/Wolfgangsee) 


Die Kurse bieten eine vertiefende 
Fortbildung für erfahrene Akti- 
vist*innen und Mitarbeiterinnen 
zivilgesellschaftlicher Organisati- 
onenan. Durch eine Mischung 
aus theoretischen Inputs, Aus- 
tausch und praxisnahen Übungen 
können die Teilnehmenden die 
Kurse direkt in der eigenen Praxis 
anwenden. Um die Wirkung der 
Impulse zu verstärken, gibt esein 
Teilnahme-Kriterium: Teilnehmen- 
de müssen in einer Gruppe oder 
Organisation tätig sein und auch 
vorhaben, dort zu bleiben. Aus- 
nahme: Ihr steht unmittelbar vor 
der Gründung von etwas Neuem 
und habt dazu schon konkrete 
Pläne und Mitstreiter»innen. 


Ort: Jugendgästehauses, 
Mondseestrasse 7, 
A-5340 St. Gilgen 

Info: bit.ly/3vCox6J 


LEHRGANG 


Wohnprojekte-Berater+in 


18. April 2024 bis 29. Juni 2025 
(Berlin) 


Die Anforderungen an Wohnpro- 
jektberater»innen sind hoch, weil 
Wohnprojekte einen spezifischen 
Beratungsbedarf haben. Zu einer 
ganzheitlichen Beratungskompe- 
tenz gehört unteranderem Wissen 
aus den Bereichen Gruppenpro- 
zesse, Immobilienentwicklung, 
Finanzierung und Rechtsformen. 
Die Stiftung trias bietet eine spe- 
zifische Aus- und Weiterbildung 
an, die sich aus acht Modulen in 
vier Themenschwerpunkten zu- 
sammensetzt. 


Ort: ExRotaprint, 
Gottschedstraße 4, 
13357 Berlin 

Info: bit.ly/4aYKsVP 
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Stellungnahme zu Kritik 
Ausgabe 1/24 u.a.: 


« Stephan Krull: »Da war mehr drin!« - Über den 
Tarifabschluss in der Stahlindustrie 


Liebe Leser*innen und potenzielle Autor*innen, 


zuletzt wurden zwei Kritikpunkte an uns herangetragen, auf die 
wir an dieser Stelle gern reagieren möchten. Zum einen gab es 
Unverständnis von einem Autoren, dass wir seinen Beitrag nicht 
veröffentlicht haben. Zum anderen wurde uns vorgeworfen, einer 
»gewalttätigen« Gruppe mit ihrem Artikel ein öffentliches Forum 
geboten zu haben, weil im Vorhinein von uns keine ausreichende 
Recherche stattgefunden habe. 

Wir haben leider nicht die nötigen Ressourcen, alle Beiträge 
im Detail zu überprüfen - zudem war der Konflikt innerhalb des 
betroffenen Projekts für uns im Rahmen einer Online-Recherche 
nicht zu erkennen. Nichts desto trotz hätten wir frühere Kontakte 
aktivieren können, um einen besseren Einblick in die Thematik 
bzw. das Projekt zu bekommen. Wir nehmen uns vor, in Zukunft 
bei Beiträgen von uns nicht bekannten Personen zunächst in unse- 
rem Umfeld abzuklopfen, ob es bereits Kontakte zur CONTRASTE 
gibt. Im konkreten Fall haben wir sowohl eine Gegendarstellung 
als auch einen Leser*innenbrief veröffentlicht. CONTRASTE kann 
und möchte sich bei internen Konflikten von Projekten nicht po- 
sitionieren. 

Wir sind grundsätzlich offen für Beiträge von Projekten und 
Einzelpersonen (auch ohne journalistische Vorerfahrung), behal- 
ten uns aber eine Auswahl für den Abdruck in CONTRASTE vor. 
Entsprechend unserem Selbstverständnis geht es in allen Beiträ- 
gen in irgendeiner Form um Selbstorganisation. Wie schon der 
Name »CONTRASTE« andeutet, sind verschiedene Positionen zu 
einem Thema in Ordnung und erwünscht, wir dulden allerdings 
keine persönlichen Angriffe und keine rechten Positionen. Beiträge 
sollten möglichst verständlich und nachvollziehbar sein und eine 
journalistische Mindestqualität erfüllen — dabei unterstützen wir 
als Redakteur*innen gerne! Wenig bekannte Begriffe oder Kon- 
zepte werden kurz erklärt. Das gilt sowohl für Leser*innenbriefe 
als auch für redaktionelle Beiträge. 


° Freddy Adjan, Johannes Specht: »Wachsen in der 
Krise« - Tarifgeschehen 2023 aus Sicht der NGG 


° Laura Six, Julius Paul, Ann-Kathrin Hoffmann, 
Marvin Hopp: »Der lange Weg« - Studentische 
Beschäftigte nach der Tarifrunde: erste Bewertung 


« Thomas Gehrig.: »Potemkin’sche Seminare, Teil 2« - Zur 
Von den Zweifeln eines prekären Bildungsarbeiters gr i 
im Bildungssystem } ER 5 

° Werner Voß: »Wir sind dann mal weg!« - Über den nr Fr rn aaa 
Zustand der Reifenindustrie in Deutschland DENBURGER TOR 11-19 


.adobe.com 
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« Wolfgang Schaumberg: »Wie Arbeitsbewegungen 
pro Band-Taktzeit vorgeschrieben werden« - Zur 
Aktualität von MTM 
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Probelesen?! Kostenfreies Exemplar 
per eMail oder Telefon bestellen 


BETRIEBS- & GEWERKSCHAFTSARBEIT 


war 


g>’Furiyjunopgb üsfzening Est 


TMehr, Solidarität 


. gegen mehr Repression! 


Spendet 


unter dem Stichwort „Mehr Solidarität!“ auf das 
Konto der Roten Hilfe: 


#7 
Ha 


Kleinanzeigen 


Rote Hilfe e.V., Sparkasse Göttingen, Wir bieten Initiativen und Projekten hier Platz für ihre Gesuche und 


IBAN: DE25 2605 0001 0056 0362 39 
BIC: NOLADE21GOE 


Solidarit 


eine Spende! Die Redaktion behält sich eine Auswahl der gesende- 


Angebote. Die Kleinanzeigen sind kostenlos. Wir freuen uns über 2 
ten Kleinanzeigen vor. Bitte schickt eure Anzeigentexte an: . 


koordination@contraste.org 


CONTRASTE-Redaktion, 


Winterplenum Januar 2024 


